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Der Heimatdienft 


Die Haager Konferenz 1929130. 


Don Dr. Walther Heide, 


Unter dieſer offiziellen Bezeichnung werden die beiden 
Tagungsabſckmitte der Haager Konferenz vom Auguſt 1929 
und Januar 1950 in die Geſchichte übergehen und damit der 
ormalen Liquidierung des Weltkrieges das äußere Symbol geben. 

Der erſte Tagungsabſchnitt der Haager Konferenz, bei der 
der verſtorbene Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann die deut⸗ 
fhe Delegation führte, hatte endgültige Vereinbarungen poli- 
tiſcher Art hinfichtlich der Rheinlandräumung und die grund- 
ſätzliche Annahme des Nounaplans gebracht. In der nat- 
folgenden Zeit hat eine Monate währende, ſehr eingehende 
Vorbereitung ſtattgefunden, und zwar durch Komiteearbeiten 
auf der einen und durch diplomatiſche Aktionen auf der andern 
Seite. Es verblieb aber noch eine Reihe von offenen Punkten, 
die die Januartagung der Konferenz beſchäftigt haben, Bei 
dieſen Fragen, die alle in irgendeiner Beziehung zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Regelung der Reparationsfrage ſtanden, handelte 
es fih im Grunde ausſchließlich um Probleme der Jne- 
terpretation des Voungplans. 

Ein überblick über die finanziellen Rege⸗ 
lungen dieſes Tagungsabſchnittes ergibt die 
Verwirklichung bzw. Aufrechterhaltung des dem Noungpları 
zugrundeliegenden Gedankens, wonach das Reparations- 
problem künftighin auf eine rein wirtſchaftliche Grundlage 
geſtellt wird. Das kommt zum Ausdruck in der Beſeitigung 
mehrdeutiger Stellen des urſprünglichen Planes, von denen 
die des Sahlungstermins durch ein Kompromiß ge- 
regelt wurde. Die deutſche Pofition war bei den Derhand- 
lungen in dieſem Punkt inſofern nicht ſtark, als man ſich 
nicht wie bei allen anderen Fragen auf die Baſis des Noung- 
plans zurückziehen konnte, ſondern weil der Termin eine Frage 
der Auslegung war. Die Anfangsforderung der Gläubiger 
auf Pränumerandozahlung wurde von der deutſchen Delega⸗ 
tion, die eine Ultimozahlung durchſetzen wollte, abgelehnt, jo 
daß man fich ſchließlich auf die Mediozahlung, die Zahlung 
der Monatsmitte, einigte, was vein kaſſenmäßig auch nicht als 
beſonders ungünſtig zu bezeichnen iſt. Das iſt die einzige, ver⸗ 
hältnismäßig geringfügige Konzeffion, die deutſcherſeits ge- 
macht wurde, in allen anderen Fragen haben die deutſchen 
Delegierten nichts zugeſtanden, was die deutſche Poſition 
materiell verſchlechtert hätte. 

Der Wegfall fremder Kontrolle und 
Pfandrechte iſt, gegenüber Bemühungen zur Abänderung 
des Plans zu unſeren Ungunſten, ſichergeſtellt. Mit Erfolg 
haben ſich die deutſchen Delegierten dagegen gewehrt, daß ſich 
die Gegenſeite poſitive Pfänder für den Fall von gah- 
lungsſchwierigkeiten reſervierte und dadurch in die wirtſchaft⸗ 
lichen Abmachungen eine ſanktionsähnliche Breſche legte. 
Die deutſche Delegation hat es zu verhindern gewußt, 
daß die im Noungplan vorgeſehenen Moratoriums- 
erleichterungen dadurch imaginär wurden, daß man 
den beratenden Sonderausſchuß in ſeiner Bedeutung zu⸗ 
rückdrängte und Deutſchland zu ſofortiger Nachzahlung ge⸗ 
ſtundeter Summen, unbeſchadet ſeiner jeweiligen Wirtſchafts⸗ 
lage, zwingen wollte. Gewiß wird ſich Deutſchland hüten, 
ohne Not und zwingenden Anlaß von feinem Moratoriums- 
recht Gebrauch zu machen, weil die wirtſchaftlichen Rückwir⸗ 
kungen auf den deutſchen Kredit erheblich ſein würden. Aber 
den Weg zur Erleichterung und zur Reviſion ofjenzuhalten, 
war eine Pflicht, der ſich eine verantwortungsbewußte Regie⸗ 
rung nicht entziehen konnte. Die Übergangsbeftim- 
mungen, die auf der erſten Haager Konferenz dem General⸗ 
agenten die Möglichkeit der Gewährung von Erleichterungen 
an das Reich durch Kredite gaben, und die im Dezember bis 
31. Januar verlängert worden find, haben ſchließlich eine Der- 
beſſerung noch dahin erfahren, daß diefe Pflicht dem General- 
agenten neuerdings und mit der Erweiterung durch andere 
Erleichterungen nach Annahme des Noungplans auferlegt 
worden iſt, und zwar ohne eine Friſtſetzung, was eine mate⸗ 
rielle Derbefferung gegenüber dem bisherigen Fuſtand bedeutet. 

Man hat dem Reichstag die Freiheit der Abſtimmung 
über die Liquidationsabkommen geſichert. Man 
hat das Deutſche Reichsbank⸗Geſetz fo geftaltet, 
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daß der ausländiſche Einfluß auf ein Minimum beſchränkt 
worden ift. Man hat ſchließlich in der Frage der Mobili- 
ſierung ein Abkommen getroffen, das nicht, wie die Fran⸗ 
zoſen es urſprünglich gewünſcht hatten, durch feſte juriſtiſche 
Bindung Deutſchlands Selbſtverantwortung in der Hand» 
habung ſeiner Wirtſchafts⸗ und Anleihepolitik einengt, ſondern 
den Charakter eines gentlemen agreement trägt. 

Die Einigung geht dahin, daß ein erſter Abſchnitt der Mo⸗ 
biliſierungsanleihe in Höhe von 500 Millionen Dollar bis zum 
1. Oktober 1950 aufgelegt werden wird. Deutſchland ver⸗ 
pflichtet ſich, bis zu dieſem Datum keine andere langfriſtige 
Auslandanleihe aufzulegen. Sollte die Bank für internatio- 
nale Sahlungen feſtſtellen, daß der Markt bis zum 1. Of- 
tober 1950 für die Mobiliſierungsanleihe nicht aufnahmefähig 
ſei, dann wird die uns auferlegte Sperrfriſt für ausländiſche 
Anleihen bis zum 1. April 1951 verlängert. Nach dieſem 
Seitpunkt hört jede Beſchränkung auf. Selbſtverſtändlich 
hat Deutſchland auch ſofort wieder volle Miarktfreiheit, 
ſobald der erſte Anleiheabſchnitt aufgelegt iſt. Deutſchland 
hat das Recht, bei der Mobiliſierungsanleihe mitzugehen und 
davon ein Drittel, alſo 100 Millionen Dollar, für Bahn und 
Poft zu beanſpruchen. Sollten Deutſchland die Bedingungen 
der Mobiliſierungsanleihe aber zu ungünſtig erſcheinen, jo 
kann es auf eine Beteiligung verzichten. Dieſes Gptionsrecht 
erſcheint um ſo annehmbarer, als es Deutſchland doch wohl 
niemals möglich wäre, eine Anleihe zu günſtigeren Bedin⸗ 
gungen außerhalb der Mobilifierungsanleike zu bekommen. 
Damit war ein Wirtſchaftsproblem von großer Bedeutung in 
einem für uns günſtigen Sinne gelöſt. 

Alle Forderungen der Gläubigermächte, die auf eine Ver⸗ 
ſchlechterung des Voungplans nach den Ergebniſſen des erſten 
Tagungsabſchnittes im Auguſt v. J. abzielten, waren ſomit von den 
deutſchen Unterhändlern energiſch und erfolgreich abgewehrt worden. 

Die politiſch bedeutſamſte Frage des Konferenzabſchmittes 
im Januar war die der Sanktionen. Wir haben von 
1919 bis 1924 eine Periode gehabt, in der die ganze Repara- 
tionspolitik ein ausſchließlich politiſches Problem war und 
in der die Methoden dieſer Politik, Preſſionen und Sant- 
tionen, militäriſche Mittel geweſen ſind. Im Jahre 1924 iſt 
der erſte Verſuch zu einer Entpolitiſterung der Reparations⸗ 
frage gemacht worden und man hat ſie auf ein politiſch⸗wirt⸗ 
ſchaftliches Gleis geſchoben. Durch den Voungplan wird die 
Frage ganz entpolitiſiert und reſtlos auf ein finanziell⸗wirt⸗ 
ſchaftliches Gebiet geſtellt. Daraus folgt, daß nach dem Geiſt 
des Voungplans und auch nach einer ganzen Reihe von Einzel⸗ 
entſcheidungen in dieſem Plan dort für Sanktionen kein Raum 
mehr iſt. Durch einen Artikel des Schlußprotokolls der 
Haager Konferenz und durch eine Anlage zu dieſem Artikel, 
die eine Erklärung der Gläubigerregierungen und eine Gegen⸗ 
erklärung der deutſchen Regierung enthält, iſt die Frage der 
Reparationsſanktionen dahin gelöſt worden, daß nunmehr die 
Reparationskommiſſion ausgeſchaltet bzw. beſeitigt ift und 
ausſchließlich die Organismen ſpielen, die der Voungplan 
ſelbſt geſchaffen oder neu beſtätigt hat, nämlich die Internatio⸗ 
nale Bank, der beratende Sonderausſchuß bei dieſer Bank und 
ein paritätiſches Auslegungsſchiedsgericht. 

Nun weiſt die Erklärung der Gläubigerregierungen auf einen 
Ausnahmenfall hin, nämlich den Fall, daß eine deutſche Regierung 
mit Vorbedacht den „Neuen Plan“ zerreißen würde. In der deut- 
ſchen Erklärung iſt die Erwähnung dieſes Falles bedauert worden. 
Um die Ausſchaltung der Reparationsſanktionen des Derfailler 
Vertrages zu erreichen, mußte daher für dieſen Fall, den die Gegner 
unter Hinweis auf die in Deutſchland gegen den Voungplan betrie⸗ 
bene Propaganda konſtruierten, eine Sonderregelung getroffen 
werden. Un fih betrachtet, hätte man fih mit den im Vertrage 
ſelbſt enthaltenen Beſtimmungen wohl begnügen können. Die Tat⸗ 
ſache jedoch, daß in den früheren Reparationsregelungen ausdrück⸗ 
lich Sanktionen vorgeſehen waren, und daß ſie in der bekannten 
Weife zur Anwendung gelangt find, ließ es geboten erſcheinen, auch 
darüber Klarheit zu ſchaffen, welches die Rechtslage iſt, wenn von 
der Gegenſeite einmal behauptet werden ſollte, daß Deutſchland ſich 
ganz außerhalb der neuen Vereinbarungen ſtelle. Deutſcherſeits 
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mußte namentlich an die Möglichkeit gedacht werden, daß ernſtliche 
Schwierigkeiten bei der Durchführung der Fahlungsverpflichtungen 
von der Gegenſeite benutzt werden könnten, um Deutſchland einen 
totalen Bruch des neuen Planes vorzuwerfen und dann die folge- 
rung zu ziehen, daß Deutſchland durch die Derfahrensarten des 
Plans nicht geſchützt fei. Es kam deshalb darauf an, klar abzu⸗ 
grenzen, wann wirklich von der Beendigung des ganzen Regimes 
des Voungplans geſprochen werden kann, und was im Falle 
einer ſolchen Beendigung rechtens ſein würde. Vor allem war 
es nötig, Dorforge dafür zu treffen, daß von der Gegenſeite 
etwaige Schwierigkeiten bei der Ausführung des Plans nicht 
ſchon mit einem totalen Heraustreten aus dem Plane als ſolchem 
vermengt werden können. 

Dies iſt in den ausgetauſchten Erklärungen dadurch ge⸗ 
ſchehen, daß der nicht mehr im Rahmen des Vounplans lie⸗ 
gende Fall ausſchließlich dann als vorliegend feſtgeſtellt wird, 
wenn Deutſchland Akte vornimmt, die ſeinen Willen beweiſen, 
den Plan zu zerreißen. Dieſer Fall des Ferreißens kann aber 
nicht von den Gläubigermächten einſeitig feſtgeſtellt werden, ſon⸗ 
dern dazu bedarf es einer Entſcheidung des Ständigen Jnter- 
nationalen Gerichtshofes im Haag. Sowohl der Wortlaut 
der getroffenen Regelung wie die moraliſche Autorität des Haager 
Gerichtshofes bürgen dafür, daß der Ferreißungsfall niemals ohne 
völlig beweiskräftige, jeder objektiven Prüfung ſtandhaltende Unter⸗ 
lagen feſtgeſtellt wird. Wenn man von dem Falle abfieht, daß künf⸗ 
tig eine deutſche Regierung ſich wirklich dazu entſchließen ſollte, 
den Plan expressis verbis als zerriſſen oder in aller Form als rechts 
ungültig zu erklären, kann man es unbedenklich als ausgeſchloſſen 
bezeichnen, daß der Haager Gerichtshof jemals den äußerſten 
Fall zuungunſten Deutſchlands als gegeben feſtſtellen könnte. 

Aber ſelbſt wenn der Haager Gerichtshof eine für Deutſch⸗ 
land ungünſtige Entſcheidung träfe, würden die Gläubigermächte 
damit noch kein Sanktionsrecht in dem Sinne erhalten, wie es 
im Dertrag von Derfailles vorgeſehen war. Ganz abgeſehen 
nämlich von der Tatſache, daß über den äußerſten Fall nicht ein 
Gläubigerorgan, ſondern die höchſte internationale Rechtsinftanz 
entſcheidet, beſteht die Rechtsfolge einer für Deutſchland ungünſtigen 
Entſcheidung nicht in der Befugnis der Gläubiger, im voraus 
feſtgelegte und von Deutſchland anerkannte Maßnahmen zu er⸗ 


greifen. Die Regelung ſieht in dieſem Falle nichts anderes als 
die ohnehin gegebene volle Handlungsfreiheit vor. Das ift nicht 
die Handlungsfreiheit des Derfailler Vertrags, ſondern die des 
allgemeinen Völkerrechts, das gegenüber einem Falle der erwähnten 
Art unter gewiſſen Dorausfegungen Reprefjalien kennt. Deutſchland 
hat nicht etwa im voraus ſolche Einzelmaßnahmen als rechtmäßig 
anerkannt, vielmehr müſſen die Gläubiger, wenn ſie von ihrer 
Bandlungsfreiheit Gebrauch machen, jede einzelne Maßnahme bes 
ſonders rechtfertigen, insbeſondere auch nach der Richtung hin, daß 
diefe Maßnahmen mit dem Völkerbundspakt, dem Locarnopakt und 
dem Aelloggpakt vereinbar find. Was auch die Gläubiger in einem 
ſolchen Falle gegen Deutſchland tun würden, ſo können ſich ihre 
Maßnahmen nicht mehr auf die Rechtsgrundlage der Beſtimmun⸗ 
gen ſtützen, die in den 88 17 und 18 der Anlage zu den Reparations- 
beſtimmungen und in dem Artikel 450 des Vertrags von Derfailles 
vorgeſehen waren. Damit iſt eine wichtige Rehabilitierung Deutſch⸗ 
lands gelungen und vom deutſchen Rheinland das Wiederbe⸗ 
ſetzungsrecht des Derfailler Vertrags endgültig abgewandt. 

Es hat allgemein hohe Anerkennung gefunden, mit welcher 
Energie und Zähigkeit die deutſchen Unterhändler, die Reichsminiſter 
Curtius, Wirth, Moldenhauer und Schmidt, in den Ver⸗ 
handlungen der Januarkonferenz den deutſchen Standpunkt ver⸗ 
treten haben. In der geſamten Weltpreſſe hat ein Wort des Reichs⸗ 
finanzminiftes Dr. Moldenhauer Verbreitung gefunden, das für 
ihre Derhandlungsart kennzeichnend iſt. Als der engliſche Schatz⸗ 
Tanzler Snowden in einer Sitzung dem deutſchen Reichsſinanz⸗ 
miniſter feine Bewunderung für die zähe Kampfesweiſe zum Aus⸗ 
druck brachte, erwiderte dieſer: „Mir ift eine Konzeſſion lieber als 
tauſend Worte der Anerkennung“. 

Deutſchland hat Schweres auf ſich zu nehmen und kann 
das, wie der Reichspräſident gelegentlich des Neujahrsemp⸗ 
fanges mit Ernſt und Nachdruck dem franzöſiſchen Botſchafter 
als dem Sprecher des Diplomatiſchen Korps erklärte, nur bei 
geſicherter politiſcher Freiheit und wirt ⸗ 
ſchaftlicher Entfaltungs möglichkeit. Die im 
Haag getroffenen politiſchen und wirtſchaftlichen Derein- 
barungen eröffnen dieſen Weg, deffen Hauptziel, das Ziel der deut- 
ſchen auswärtigen Politik der letzten zehn Jahre, jetzt in greif⸗ 
barer Nähe vor uns liegt: Die Befreiung der Rheinlande. 


Deutſchlands Sozialpolitik in Zahlen. 


Don Regierungsrat Dr. Joachim Fiſcher. 


Sozialpolitik will mit warmem Herzen, aber mit kühlem Der- 
ſtande betrieben fein. Bei der Durchführung dieſer ebenſo 
bedeutungsvollen wie ſchwierigen Aufgabe iſt die Sozialſtatiſtik“) 
eine wertvolle Helferin. Sie gibt, um nur einiges hervorzuheben, 
Aufklärung über die Fuſammenſetzung der werftätigen Maſſen und 
über das bedauernswerte Heer der Arbeitsloſen, der Unfallver⸗ 
ae = 8 555 

N s È onſtiger Arbeitsunfähiger, 

Die Sozialversicherungen des Bir Kriegsopfer und re 
65 interbliebenen; ſie ver⸗ 

Deutschen Reiches 1928 üünnbildlicht das A Wir- 

ken unſerer fozialen verſi⸗ 
cherung. In ihren Fahlen 
ſpiegelt ſich viel Not und 
Elend wieder, aber auch 
das, was zur Linderung 
der Not geſchehen iſt. Die 
Fahlenreihen der Sozial⸗ 
Fak füllen bei der Diel« 
eitigkeit der ſozialen Auf⸗ 
gaben viele Bände. Sie ſind in 
ihrer Verbreiterung und Der- 
tiefung in erſter Linie für den 
Sozialpolitiker von Bedeutung. 
Die wichtigſten Ergebnifje 
der Sozialſtatiſtik aber ver- 
dienen allgemeine Kenntnis. 


) Vgl. für die nachfolgenden 
Ausführungen bef.: Rawicz, „Die 
Deutſche Sozialpolitit im Spiegel 
ber Etatiftit", M.-Gladbach, 1929, 
ſowle Hobbernack, „Entwickelung 
und Stand der deutſchen Sozial- 
verſicherung“ im „Jahrbuch der 
Krankenverſicherung“ 1828, Berlin. 
Ferner Veröffentlichungen im 
„R.-Arbeits-Blatt“ und in „Wirt⸗ 
ſchaft und Statiſtit“. 
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‘fie ift aber für die Sozial- 


Don Deutfchlands Geſamtbevölkerung, die 1925 ohne das 
Saargebiet rund 62,5 Millionen betrug, find mehr als die Hälfte, 
nämlich 32 Millionen Perſonen, hauptberuflich erwerbstätig. Wäh⸗ 
rend die Geſamtbevölkerung feit dem Jahre 1907 nur um 15,5 v. B. 
zugenommen hat, hat ſich ſeitdem die Fahl der Erwerbstätigen um 
27, v. H. vermehrt. In dieſer Tatſache drücken fih deutlich die 
Folgen von Krieg und Inflation aus, die weite Kreife, namentlich 
Frauen, neu in das Erwerbsleben hineingezwungen haben. Eine 
große Rolle ſpielt dabei freilich auch der veränderte Altersaufbau 
der Bevölkerung, die infolge 
des Geburtenrückganges 7 
weniger Kinder, mehr Er- Diel 
wachſene umfaßt. Dieſe 
Tatſache wird oft überſehen, 


politik, namentlich die Sozial ⸗ 
verſicherung, die Wohnungs- 
not und den Arbeitsmarkt 
von größter Bedeutung. 
Innerhalb der Erwerbs: 
tätigen hat ſich ſeit der 
Vorkriegszeit die Fahl der 
Unſelbſtändigen, der Arbeiter, 
Angeſtellten und Beamten, 
viel ſtärker vermehrt als die 
der ſelbſtändigen Exiſtenzen. 
Der Anteil der in der Land- 
wirtſchaft Tätigen iſt gegen⸗ 
über der Vorkriegszeit zu 
gunſten der Induſtrie ſtark 
zurückgegangen. 

Die wirtſchaftlichen Uns: 
wirkungen der Störung 
der Weltmärkte durch den 
Krieg ſpiegeln ſich wohl 
am deutlichſten, zugleich 
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auch am ſchrecklichſten in den Zahlen der Arbeitsloſen wieder. 
Die Arbeitsloſigkeit, diefe Geißel der Arbeiterſchaft, ift eine inter- 
nationale Erſcheinung, unter der allerdings die deutſchen Arbeit⸗ 
nehmer beſonders ſchwer zu leiden haben. Während in der Dor- 
kriegszeit fich die Arbeitsloſigkeit im allgemeinen — genaue Zahlen 
liegen nicht vor — in mäßigen Grenzen hielt, wurden nach dem 
"Kriege Millionen unſerer Volksgenoſſen von ihr betroffen. Über die 
Sahlen der von der Arbeitsloſenverſicherung unterſtützten Erwerbs ⸗ 
loſen, der ſogenannten Hauptunterſtützungsempfänger, in den letzten 
Jahren gibt das untenjtehende Schaubild Auskunft. 

Dabei darf nicht überſehen werden, daß die vorgeführten 
Kurven nicht den vollen Umfang der Arbeitsloſigkeit aufzeigen. 
Eine größere Fahl von Arbeitsloſen (im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1927/1928 ſtändig etwa 
157 000), die die Bezugsdauer der Unterſtützung 
in der Derficherung bereits erſchöpft haben, er⸗ 
halten ſtatt deffen die ſogenannte Krifenfür- 
forge. Daneben wird ein zahlenmäßig aller- 
dings nicht genau erfaßbarer Bruchteil der Ar⸗ 
beitsloſen von der allgemeinen Fürſorge be⸗ 
treut, erſcheint alſo nicht in den Statiſtiken der 
Arbeitsloſigkeit. Bedeutende Summen hat die 
Arbeitsloſigkeit in den letzten Jahren verſchlun⸗ 
gen. Zur Unterſtützung der Erwerbsloſen muß⸗ 
ten im Kalenderjahr 1928 faſt 1 Milliarde RM. 
ausgegeben werden; dazu kommen noch Milli⸗ 
onenbeträge, die für Notſtandsarbeiten und der- 
gleichen bereitgeſtellt wurden. 

Die Höhe der Unterſtützung, die der ein⸗ 
zelne Arbeitsloſe erhält, bemißt ſich nach ſeinem an Ärzte — Zahn- 
früheren Arbeitsverdienſt und der Größe feiner behandlung, 
Familie. Man rechnet mit einem Unterſtützungs⸗ 
ſatz von etwa 65 RM. monatlich für die Er- 
werbsloſen mit Frau und einem Kind — eine 
Summe, die ſicherlich nicht übermäßig hoch iſt. 
Das iſt aber nur ein errechneter Durchſchnitts⸗ 
ſatz, der ſowohl unterſchritten wie überſchritten 
wird. Der niedrigſte Unterſtützungsſatz beträgt 
6 RM., der höchſte überhaupt erreichbare Satz 
für einen Arbeitsloſen mit großer Familie 
37,80 RM. wöchentlich. j 

Eines der wichtigſten Glieder im Gefüge der deutſchen Sozial- 
politik bildet die Sozialverſicherung. Sie verſichert den 
deutſchen Arbeitnehmer nach dem Grundſatz der Solidarität gegen 
Krankheit und Unfall, Berufsunfähigkeit und Invalidität, für den 
Fall der Mutterſchaft und des Todes. Sie ſucht ihn und ſein koſt⸗ 
barſtes Gut, ſeine Arbeitskraft, gegen die Wechſelfälle des Lebens 
im Rahmen des Möglichen zu ſchützen. Sie zerfällt in die Kranken ⸗, 
Unfall-, Invaliden, Angeſtellten⸗ und Unappſchaftsverſicherung. 
Es find gewaltige Zahlen, die in den Hauptbüchern der Derfiche- 
rungsträger erſcheinen. In der krankenverſicherung ſind in 
rund 7500 Krankenkaſſen etwa 22 Millionen Perſonen verſichert. Die 
Beiträge, die zu 76 von den Derficherten, zu % von ihren Arbeit- 
gebern aufgebracht werden, werden von den Kaffen in Prozenten 
des Lohnes feſtgeſetzt; im Reichsdurchſchnitt betrug der Beitrag 
1927 etwas über 6 v. J. des Grundlohns. Die Geſamteinnahmen 
aller Krankenkaſſen einſchließlich der Erſatzkaſſen betrugen 1928 
etwa 2,1 Milliarden , die Ausgaben etwa 2 Milliarden RM. 
Die Reinausgabe je Mitglied betrug im Reichsdurchſchnitt 1928 
90,50 RM. 4 

In der Invalidenverſicherung find etwa 18 Mil- 


lionen Arbeiter und ihre 
Das Heer der Erwerbslosen 


Hinterbliebenen gegen die 


Solet der Berufsunfähig- 
se 11929 - Zahl der unterstützten R eit des Alters und des 
2200 Vollerwerbslosen Jaw Todes verſichett, während 
7 em 1 des Monats die Angeſtellten ihre eigene 
2000 Hf in Tausend 177200 Verſicherung haben. Träger 
1800 BE. A r ame beruna 
find 29 Landesverſicherungs⸗ 

1600 400] anſtalten und 6 Sonder- 
1927 anſtalten. An Einnahmen 

1400 ö atten die Verſicherungs 
2 9 

1200- 192. 1200 15 Mill. a an. Si 
280 X illiarden „ die 

1000 z 1000 zum größeren Teil aus 
ah a i den gleich hohen Beiträgen 

800 800 der Derficherten und ihrer 
AE Arbeitgeber (1075 Mill. RM.), 
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400 eichszu en und Reihs- 
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Die Krankenkassen 1928 


Mitgliederzahlen 
in Millionen 8 
2 


Ausgaben der Derficherungsträger, ohne die Reichsleiſtungen, be- 
trugen 806 Mill. Rm. Die Beträge find nach den Lohnklaſſen 
verſchieden; im Durchſchnitt des Jahres 1928 betrug der 
Beitrag je Kopf des Derficherten 1,40 RM. wöchentlich. Die 
Invalidenverſicherung verſorgt zur Zeit etwa 1 950 000 Invaliden, 
590 000 Witwen und 755 000 Waiſen. Das bedeutet eine dreifache 
Steigerung der Rentenbezieher gegen die Vorkriegszeit. Dabei ift 
der Beharrungszuſtand in der Invalidenverſicherung bei weitem 
noch nicht erreicht; jährlich kommen etwa 150 000 Rentner mehr 
hinzu. Die monatliche Durchſchnittsrente des invaliden oder über 
65 Jahre alten Arbeiters beträgt zur Zeit 55 RM., die des qualifi« 
zierten Induſtriearbeiters 55—40 RM., die des Landarbeiters 
25—30 RM. Gewiß find damit die Renten 
der Vorkriegszeit nominal erreicht; es kann 
aber keine Rede davon fein, daß fie zum Le⸗ 
bensunterhalt tatſächlich ausreichen, ſo daß die 
Fürſorge und die Verwandten einſpringen 
müſſen. Bei der großen Zahl der Rentenemp⸗ 
fänger bedeutet andererſeits jede noch jo ge- 
ringe Erhöhung der Renten für die Allgemein ⸗ 
heit eine Mehrbelaſtung von vielen Millionen. 

In der Angeſtelltenverſicherung 
find rund 3,5 Millionen Perfonen gegen Berufs- 
unfägigkeit und für den Todesfall verfichert. Sie 
umfaßt alle Angeſtellten mit einem Jahresein⸗ 
kommen bis zu 8400 RM. Es beitelt nur ein 
Verſicherungsträger, die Reichsverſicherungsan⸗ 
ſtalt für Angeſtellte. Die Einnahmen dieſer An⸗ 
ſtalt betrugen 1928 590 Millionen RM. Da- 
von beſtanden 317 Millionen RM. aus den 
nach Beitragsklaſſen geſtaffelten gleich hohen 
Beiträgen der verſicherten Angeſtellten und 
ihrer Arbeitgeber. Keichszuſchüſſe erhält die 
Angeſtelltenverſicherung nicht; wohl aber hat ſie 
1928 etwa 67 Millionen RM. Zinseinnahmen 
gehabt, da fie als junger Verſicherungszweig 
mit zunächſt verhältnismäßig wenig Renten- 
berechtigten feit der Stabiliſierung ein Dermö- 
gen von etwa 1 Milliarde RM. anſammeln 
konnte. Die Fahl der Renten nimmt aber ſehr 
raſch zu. 1920 waren 1245, 1928 dagegen 74 796 
Auhegehaltsempfänger vorhanden; ihre Fahl hat fih ſeit 1920 alfo 
um mehr als das 5ofache erhöht. Eine nicht fo ſtarke Aufwärts. 
bewegung hat die Fahl derjenigen Perſonen genommen, die Hinter- 
bliebenenrente aus der Angeſtelltenverſicherung beziehen. Immerhin 
waren es 1928 etwa 50 000 Witwen- und 50 000 Waiſenrenten. Die 
durchſchnittliche Höhe der monatlichen Ruherente, die ſich aus 
Grund- und Steigerungsbeträgen zuſammenſetzt, beträgt zur 
Seit etwa 64 RM, 1929 ift für solche Angeſtellte, die ſchon 
längere Zeit arbeitslos find, das Alter, das zum Bezuge der 
Rente berechtigt, von 65 auf 60 Jahre herabgeſetzt und all- 
gemein die Anwartſchaftszeit von zehn auf fünf Jahre verkürzt 
worden. Die Ausgaben der Angeſtelltenverſicherung betrugen 1928 


Tandes- Betriebs- Innungs- Knappschafis 
Krankenkassen 
leistungen 
der Krankenhilfe, i Mitglied 
(in 


121 Mill. AM. 

Die Unfallverſicherung entſchäoigt die Folgen von 
Betriebsunfällen von Arbeitnehmern in den meijten gewerblichen 
und in allen landwirtſchaftlichen Betrieben. Unter ihrem Schutze 
ſtehen auch Unternehmer, beſonders in der Landwirtſchaft. Sie 


umfaßte 1928 etwa 957 000 
gewerbliche Betriebe mit 
149 Millionen Verſicherten 
und 4,6 Millionen land: 8 — 
wirtſchaftliche Betriebe mit |Hriegsbeschädigte 1927 
etwa 14 Millionen Per- 41925 
ſicherten, außerdem auch 72 J 

Betriebe des Reiches, der à 
Länder, Gemeinden uſw. 
mit etwa 900 000 Per- 
ſicherten; insgeſamt ſind 
ſchätzungsweiſe etwa 27 
Millionen Menſchen gegen 
Unfälle verſichert. Träger 
der Unfallverſicherung find 
66 gewerbliche, 40 land- 
wirtſchaftliche Berufsge · 
noſſenſchaften und etwa 
500 Ausführungsbehörden. 
Die Fahl der Unfälle, die 
in der Unfallverſicherung 
gemeldet bzw. entſchädigt 
werden, zeugt beredt von 
den Gefahren der Arbeit. 


Hierüber gibt die nach ⸗ 
ſtehende Tabelle Aus: 
kunft: ` 
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Sahl der ger 
meldeten Unfälle 


Fahl der erſtmalig entſchädigten 
Unfälle (in Tauſend) 


(in Tauſend) 


abſolut 


1915 789,4 139,6 
1924 646,0 80,8 
1925 863,5 107,5 
1926 LOLLL 126,4 
1927 1 515,4 156,0 
1928 1 424,6 157,2 
Nach dem Grundſatze: „Vorbeugen ift 
beſſer als Heilen“ beſchränkt ſich die Unfallver⸗ 


ſicherung nicht darauf, im Falle des Unfalles 
Renten zu zahlen, fie treibt auch in großem, 
e de Umfange Unfallverhütung. Die Ko- 
ten der Unfallverſicherung werden ausſchließ⸗ 
lich von den Unternehmern im Umlagever⸗ 
fahren getragen. Die Höhe der Renten wird 
nach der Schwere der Verletzung nach Bruch- 
teilen des Jahresdurchſchnittslohnes bemeſſen. 
Die Geſamteinnahmen der Unfallverſicherung 
betrugen 1928 rund 400 Millionen RM., ihre 
Ausgaben 378, Millionen RM. 

Schon ſehr frühzeitig hat ſich die Erkennt⸗ 
nis Bahn gebrochen, daß der Bergmann, der den 
gefährlichſten und aufreibendſten Beruf hat, 
auch eines beſonderen Perſicherungsſchutzes bes 
darf. Durch das Reichsknappſchafts⸗ 
geſetz ift feit dem 1. Januar 1924 die bis das 
hin beitehende Ferſplitterung des Unappſchafts⸗ 
weſens beſeitigt und ein Verſicherungsträger, 
die Reichsknappſchaft, für das ganze Reich ge⸗ 
ſchaffen worden. Die Reichs knappſchaft ges 
währt den Derficherten für den Fall der Berg⸗ 
Been d. h. der Berufs unfähigkeit für den 

ergbau, eine beſondere Rente, die neben der 
allgemeinen Invalidenpenſion bezogen werden 
kann. Sie umfaßte Anfang 1929 etwa 
26000 Derficherte, denen insgeſamt etwa 


560 000 Rentenbezieher gegenüberſtehen. Auf 2,8 Mitglieder ent- 
während in der allgemeinen 

Invalidenverfiherung exit auf 7 Mitglieder eine Renteneinheit 
entfällt. Das Mißverhältnis in der Knappfchaftsverficherung erklärt 
ich aus der wirtſchaftlichen Lage des Bergbaues. Dieſe läßt einer⸗ 
eits die Belegſchaftsziffer ſtändig ſinken und hat andererſeits eine 
teigende Anzahl von Anträgen auf Ruhegeld zur Folge. Die Ein- 
nahmen der Reichs knappſchaft betrugen 1928 insgefamt 250 Mil- 
lionen Rm., die zum Bu ien Teil aus den Beiträgen ftammten. 
n %, die Arbeitgeber 28. 

zum Lohn ſind die Beiträge mit Rückſicht auf das eben geſchilderte 
) Beitragszahlern und Rentenbe 

ſie betrugen Ende 1928 für Arbeitgeber und Arbeit 


fällt demnach ein Rentenbezieher, 


Die Derficherten tragen 


ungünſtige Verhältnis von 
ſehr hoch; 
nehmer zuſammen etwa 18 v. BZ. des Lohnes. 
Daneben müſſen die Bergleute und ihre Arbeit⸗ 

geber aber auch Beiträge zur Invaliden⸗, Kran- 
fen- und Arbeitsloſenverſicherung entrichten. 
Insgeſamt betrug die Belaſtung des Lohnes 
(Arbeitgebers und Arbeitnehmeranteil) bei den 
Bergleuten etwa 28,4 v. H. Die Ausgaben der 
Mnappſchaft betrugen 1928 rund 227 Millionen 
RM. Die Einnahmen deckten alfo die Aus- 
gaben. Da die finanzielle Lage der Knappſchaft 
bei der abnehmenden Tendenz der bergmänni⸗ 
ſchen Belegſchaftsziffern aber immer ungün⸗ 
ſtiger wird, iſt das Reich im laufenden Jahre 
mit Fuſchüſſen zur Beitragsſenkung helfend 
eingeſprungen. 

Sieht man die zahlenmäßige Bilanz aus 
den vorſtehenden Aae er die Sos 
Zialverſicherung, fo ergibt fich, welch weite Kreife 
des Volkes von ihr betreut werden und um 
welche gewaltigen Geldſummen es ſich handelt. 
Das ſtändige Steigen des Verſicherungsaufwan⸗ 
des iſt aber weniger auf den geſetzlichen Ausbau 
der Verſicherung zuriidzuführen, als vielmehr 
vorwiegend auf die großen Veränderungen im 
Altersaufbau, Zuſammenſetzung und Geſund⸗ 
heitszuftand der Bevölkerung, auf den Der- 
mögensverfall der Verſicherüngsträger durch 
die Inflation und die allgemeine Geld» 


v. H. 


12,69 
12,51 
12,45 
12,50 
10,5% 
15,94 


betragen 


insgesamt rund 5,5 Milliarden RM 
davon werden schätzungsweise aufgebracht ‚durch: 


Im Verhältnis 


Die Vermögensverhältnisse der 
deutschen öozialversiche 


1913 1918 1924 1925 1996 1927 1998 
Cin Millionen RM ) 


DLD 


3082 


Die Aufwendungen fürdie Sozial- 
und Arbeitslosen-Versicherun 


tehern 


Ta Wr A 


entwertung. Nur wenn man fih diefe Tatſachen und zugleich die 
gar nicht abzuſchätzenden Segnungen der Sozialverſicherung für 
Geſundheit und Arbeitskraft vor Augen hält, kann man zu einer 
richtigen Würdigung des Verſicherungsaufwandes gelangen, über 
deſſen Anwachſen unſer Schaubild Auskunft gibt. 

Über das Vermögen der Derficherungsträger, feinen Verfall 
während der Inflation und ſeinen Wiederaufbau unterrichtet 
ein weiteres Schaubild. 

Von einſchneidender Bedeutung für die Lebenshaltung des 
einzelnen Arbeitnehmers iſt die Höhe des von ihm verdienten 
Lohnes. Das ſtarke Vordringen der Tarifverträge — am 1. Jar 
nuar 1928 ſtanden insgeſamt 8178 Tarifverträge in Geltung, die 
912 006 Betriebe und 12,2 Millionen Arbeitnehmer umfaßten — 
hat in der Nachkriegszeit die ſtatiſtiſche Erfaſſung des Tariflohnes 
erleichtert. Nach der Stabiliſierung wurden die Löhne entſprechend 
den damaligen Geldverhältniſſen niedrig feſtge⸗ 
ſetzt. Seitdem iſt ein faſt ſtändiges Steigen der 
Lohnhöhe zu verzeichnen, das in ſeinen Auswir⸗ 
kungen allerdings teilweiſe durch die Derteue- 
DLD. rung der Lebenshaltung ausgeglichen wurde. 
Über die Entwicklung des Lohnniveaus gibt 
die nachſtehende Tabelle Auskunft: 


Tarifmäßige Wochenperdienſte ge⸗ 
lernter und ungelernter Arbeiter 
im gewogenen Durchſchnitt der 
wichtigſten Gewerbegruppen 
(in Reichsmark). 


| Gelernte: Ungelernte: 


April 1924 31,11 23,23 

„ 1925 40,54 50,11 

„ 1926 45,21 33,60 

n 1927 47,1% 55,50 

„ 1928 49,99 57,77 

„ 1929 52,54 40,65 
Bei der Würdigung der vorftehenden 


Siffern darf man einerſeits nicht überſehen, daß 
die Goldlöhne nach der Stabiliſierung außer⸗ 
ordentlich niedrig feſtgeſetzt wurden, daß von 
den Verdienſten noch die nicht unerheblichen 
Sozialabgaben und Steuern in Abzug kommen und daß 
bei der gegenwärtigen Lage des Arbeitsmarktes das Einkommen 
des einzelnen Arbeitnehmers oft durch Perioden von Arbeits- 
loſigkeit weſentlich gekürzt wird. Andererſeits haben Erhebungen 
des Statiſtiſchen Neichsamtes ergeben, daß häufig über die 
tarifmäßigen Löhne hinaus Mehrverdienſt erzielt wird, ſo daß 
das Niveau der tatſächlich verdienten Löhne über den Stand der 
tarifmäßigen Löhne ſich erhebt. 

Eine große Kolle in den Ausgabepoſten der ſtaatlichen Sozial- 
politik ſpielt die Derforgung der Kriegsopfer und 
hrer Hinterbliebenen. Aach der letzten amtlichen Zäh- 
lung von 1928 find nicht weniger als 807 000 Kriegsbeſchädigte zu 
betreuen. Daneben mußten, um nur die wichtigſten Gruppen zu 
nennen, 361 000 Kriegswitwen und über 
200 000 Doll» und Halbwaiſen von Kriegern 
unterſtützt werden. Für die Derjorgung all 
dieſer bedauernswerten Opfer des Krieges hat 
das Reich im Etatsjahre 1928 rund 1½ Mil- 
liarden RM. aufgewendet. 


Neben der Sozialverſicherung und der 
Kriegsopferverſorgung ſteht ergänzend die 
Fürſorge, d. h. die ſogenannte Wohlfahrts- 
pflege, der in der Nachkriegszeit der entehrende 
Charakter der Armenpflege genommen worden 
iſt. Sie hat auch die durch die Inflation ihres 
Vermögens beraubten Uleinrentner zu bes 
treuen. Im Jahre 1927 wurden von den rund 
1100 Bezirksfürſorgeverbänden etwa 2,4 Mil- 
lionen Parteien unterſtützt, darunter 400 000 
Kleinrentner, 719000 Rentenbezieher der Sos 
zialverſicherung und 111 000 Kriegsbejchädigte. 
Die Moſten hierfür beliefen fih auf rund 
880 Millionen RM. 


gur Sozialpolitik im weiteren Sinne ges 
hört auch die Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not, insbeſondere der Kleinwohnungsbau. Die 
Aapitalknappheit und der dadurch bewirkte hohe 
Sinsfuß haben neben anderen Umſtänden in 
der Nachkriegszeit das Bauen ſo erſchwert, 
daß ohne ſtaatliche Hilfe der Wohnungs- 
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bau mehr oder we- 
niger zum Erliegen 
gekommen wäre. Der 
Fehlbetrag an Woh⸗ 
nungen, der haupt⸗ 
ſächlich durch das 
Ruhen der Bautätig⸗ 
keit während der 
Kriegsjahre hervor» 
gerufen worden ift 
und der f. St. auf 
etwa 600 — 800 000 
Wohnungen berechnet 
Ne worden iſt, wäre 
N dadurch ins unge⸗ 
meſſene gewachſen. 
In den Vachkriegs ⸗ 
jahren iſt es trotz 
vielfältiger Schwierig⸗ 
a keiten gelungen, fol- 
Einwohnerzahl Deutschlands1907: ca.55 Millionen ] sende Sablen an 

Er y E Neubauwohnungen 


avor 8 zu erzielen, die frei⸗ 


Die berufliche Stellung der 
Erwerbstätigen in Deutschland 


NN e 


wirfung für den Woh- 
nungsbeſtand durch 
Abbrüche uſw. eine 
gewiſſe Minderung 
erfahren haben: 


da 
hauptberuflich £ 
(Zunahme 


lich in ihrer Aus ⸗ 
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ringern, da man 
garh daß zur 

eckung des laufen- 
den Bedarfs der jähr- 
liche Neuzugang von 
etwa 225 — 250000 
Wohnungen aus⸗ 
reicht. 


ji 


Das deuiſch⸗amerikaniſche Schuldenabfommen. 


Das auf Wunſch der amerikaniſchen Regierung abge⸗ 
ſchloſſene Sonderabkommen über deutſche Reparations⸗ 
zahlungen ſieht im weſentlichen das Folgende vor: : 


Das Abkommen lehnt fich in feiner Form und, ſoweit 
als möglich, auch in feinem Wortlaut an die Abkommen an, 
wie fie von den Regierungen anderer Länder zur Regelung 
ihrer Schulden aus dem Weltkriege mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten abgeſchloſſen worden ſind. Deutſcher⸗ 
ſeits iſt beabſichtigt, das Abkommen gleichzeitig mit den Ab⸗ 
machungen mit den anderen Gläubigermächten über den 
Noungplan in Kraft zu ſetzen. Es wird zuſammen mit dieſen 
Abmachungen dem Reichstag zur Genehmigung vorgelegt. 


Gleichzeitig mit der Unterzeichnung des Abkommens 
werden zwiſchen beiden Regierungen Noten gewechſelt 
werden, in denen einzelne, das Abkommen ergänzende Be⸗ 
ſtimmungen enthalten ſind. 


Das Abkommen hat den Sweck, für die im Voungplan 
für die Vereinigten Staaten vorgeſehenen Annuitätenteile 
Sahlungsmethoden feſtzuſetzen, die von den Vorſchlägen des 
Noungplans abweichen. Der weſentlichſte Punkt dabei ift, 
daß die für die Vereinigten Staaten beſtimmten Zahlungen 
nicht durch Vermittlung der Bank für Internationale Jah- 
lungen erfolgen, ſondern unmittelbar von Deutſchland an die 
Vereinigten Staaten. Die Sahlungen an die Vereinigten 
Staaten ſind zur Befriedigung von zwei Klaſſen von Forde⸗ 
rungen beſtimmt: 


a) Für die Entſchädigungsanſprüche des amerikaniſchen 
Staates und amerikaniſcher Bürger für die mit dem 
weltkrieg zuſammenhängenden Schäden, wie ſie von 
der dafür eingeſetzten Deutſch⸗Amerikaniſchen Ge⸗ 
miſchten Kommiffton feſtgeſtellt worden find und noch 
feſtgeſtellt werden ſollen, von 1950 bis 1981 jährlich 
40,8 Millionen Reichsmark. Die Geſamthöhe der aus 
dieſen deutſchen Zahlungen jetzt noch zu befriedigenden 
Anſprüche ſteht noch nicht feſt, da vor der Gemiſchten 
Kommiffion noch eine Anzahl von Verfahren ſchwebt. 
Für den Fall, daß zur Abdeckung der Geſamtſumme 
nicht alle in dem Abkommen vorgeſehenen deutſchen 
Zahlungen notwendig fein werden, beſtimmt das Ab⸗ 


oo 


kommen, daß diefe deutſchen Zahlungen aufhören, fos 
bald die Geſamtſumme abgedeckt iſt. 

b) Eine zweite Reihe von deutſchen Fahlungen dient der 
Erſtattung der rückſtändigen Koften für die ameri⸗ 
kaniſche Beſatzungsarmee im Rheinland. Hierfür er- 
hielten die Vereinigten Staaten bisher aus den deut⸗ 
ſchen Daweszahlungen vorweg jährlich 45 Millionen 
Reichsmark. Nach dem Abkommen ſollen fie von 1930 
bis 1966 jährliche Fahlungen erhalten, deren Höhe fich 
zwiſchen 16,4 und 57,8 Millionen RM. bewegt. 

Die Jahreszahlungen auf beide Forderungen werden in 
zwei Raten jeweils auf den 51. März und den 50. Sep- 
tember fällig. Für jede Rate gibt Deutſchland den Ver⸗ 
einigten Staaten eine von der Reichsſchuldenverwaltung 
unterſchriebene Schuldverſchreibung. Die Schuldverſchrei⸗ 
bungen find unverzinslich, außer im Falle eines Zahlungs» 
aufſchubs, und werden von den Vereinigten Staaten nicht 
mobiliſiert werden. 


Deutſchland kann nach ſeinem Belieben durch Mitteilung 
an die Vereinigten Staaten mindeſtens 90 Tage vor dem 
chälligkeitstermin jede Zahlung auf längſtens 2% Jahre auf- 
ſchieben; ſpätere Fahlungen über den Stundungstermin 
hinaus jedoch nur dann, wenn die vorher geſtundeten Jah- 
lungen inzwiſchen erfolgt ſind. Während der Stundungszeit 
find die Zahlungen auf die Entſchädigungsanſprüche mit 
5 v. H., die Zahlungen auf die Beſatzungskoſtenforderungen 
mit 3% v. H. zu verzinſen. 

Auf der anderen Seite iſt für Deutſchland in dem Ab⸗ 
kommen das Recht vorbehalten, im Einverſtändnis mit dem 
Schatzſekretär der Vereinigten Staaten Dorauszahlun: 
gen auf die Schuldverſchreibungen zu machen. 

Beſondere Sicherheiten oder Garantien für die Er⸗ 
füllung der Zahlungen nehmen die Vereinigten Staaten nicht 
in Anſpruch. Es heißt darüber im Abkommen wörtlich: 

4. Sicherheit. — Die Vereinigten Staaten ſtimmen hiers 
mit zu, Deutſchlands Treu und Glauben und Kredit 
als einzige Sicherheit und Garantie für die Erfüllung 
der Verpflichtungen Deutſchlands gemäß dieſem Ub- 
kommen anzunehmen. 
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Nach dem Abkommen wird deutſchland den Dereinigten 
Staaten gegenüber in verſchiedenen Punkten günſtiger 
geſtellt ſein, als gegenüber den anderen Gläubigermächten 
nach dem Voungplan und den Beſtimmungen, die durch 
die Haager Beſchlüſſe feſtgelegt worden find. Während der 
Noungplan monatliche Zahlungen vorfieht, find nach dem 
deutſch⸗amerikaniſchen Abkommen die Fahlungen halbjährlich 
nachträglich zu leiſten. Die Annuitäten des Houngplans find 
teilweiſe mobiliſterbar, die amerikaniſche Annuität nicht. Die 
Beſtimmungen über ein Moratorium im deutſch⸗amerikani⸗ 
jhen Abkommen unterſcheiden fih in vierfacher Hinſicht zu 
Deutſchlands Gunſten und denen des Noungplans: ein gah- 
lungsaufſchub kann für 2% Jahre, ſtatt nur für zwei Jahre 
von Deutſchland erklärt werden. Die Verzinſung aufgeſcho⸗ 


bener Zahlungen ift niedriger. Das deutſch⸗amerikaniſche 
Abkommen gibt von vornherein die Möglichkeit eines völligen 
Aufbringungsmorator'ums, während der Voungplan zunächſt 
nur ein Transfernioratorium und erft ein Jahr nach deffen 
Inkrafttreten ein beſchränktes Aufbringungsmoratorium vor⸗ 
ſieht. Vor allem aber kennt das deutſch⸗amerikaniſche Ab⸗ 
kommen keine Unterſcheidungen in einen aufſchiebbaren und 
nicht aufſchiebbaren Teil der Schuld. Es läßt vielmehr einen 
Aufſchub der geſamten Annuität in voller Höhe zu, während 
nach dem Voungplan ein Aufbringungsmoratorium für den 
nicht auffchtebbaren Teil der Annuitäten überhaupt nicht und 
hinfichtlich des aufſchiebbaren Teils nur in Höhe von 50 v. Å., 
und auch dies, wie erwähmt, erſt ein Jahr nach dem Inkraft⸗ 
treten eines Transfermoratoriums verlangt werden kann. 


| Geſchichte, Wandlungen, Politik der engliſchen Zeitungswelt. 
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Wenn man von der ausländiſchen Preſſe ſpricht, ſoll man zuerſt 
die engliſche nennen; fie ſucht an Anfehen, Verbreitung und Ein- 
fluß in der Alten Welt ihresgleichen. Ihren Sitz hat ſie in 
London. Was außerhalb der engliſchen Hauptſtadt erſcheint, ift 
— ausgenommen den „Mancheſter Guardian“ — von rein örtlicher 
Bedeutung. Es überraſcht daher nicht, wenn vorſichtige Schätzungen 
das in den Londoner Zeitungsunternehmungen inveſtierte Kapital 
auf mehr als 1,5 Milliarden Mark beziffern. 

Die Übermacht der Londoner Feitungen datiert nicht erſt von 
geſtern oder heute; ſie war ſchon immer vorhanden und erklärt ſich 
daraus, daß London die Fentrale des britiſchen Weltreichs iſt, und 
hier große Seitungskonzerne ihren Sitz haben, die durch den An- 
kauf von Provinzzeitungen ihren Beſitz vervollſtändigen, die 
Unkoſten herabdrüden und die Gewinne erhöhen wollen. Die 
Offenſive gegen die Provinz ſchreitet unaufhaltfam fort, eine 
unabhängige Seitung nach der andern fällt ihr zum Opfer, aus 
ſelbſtändigen Redaktionen werden Lokalredaktionen, die ven alls 
gemeinen Teil mit den auf ſchnellſtem Wege aus London iiber- 
mittelten Matern beſtreiten und nur einige lokale Spalten hinzu- 
fügen. In welchem Maße die Londoner Blätter dadurch in der 
Provinz Fuß faſſen können, zeigt ſich darin, daß in Birmingham 
mit ſeinen 900 000 Einwohnern mehr Londoner Seitungen geleſen 
werden als lokale, und in Liverpool ſämtliche Lokalblätter noch 
nicht einmal ſoviel Leſer haben, wie die „Daily Mail“ in Liverpool 
Abonnenten! 

Führende Blätter der Konfervativen find „The Times“, 
„Morning Poft” und ſchließlich noch der „Daily Telegraph“. „Che 
Times“ find 1785 gegründet worden. Ihre größte Rolle ſpielten 


The Times 


fie um 1850 unter der redaktionellen Leitung Delanes, von dem 
das Wort ſtammt, die Aufgabe der 280 liege in der Aufdeckung 
der Wahrheit. In den ſpäteren Jahrzehnten waren „The Times? 
wiederholt andere Aufgaben geitellt, jo insbefondere in der Zeit, 
als fie dem Feitungskönig Lord Northeliffe zu politiſchem Einfluß 
verhelfen ſollten. Heute haben „Che Times“ eine Auflage von 
500 000 Exemplaren. Sie bleiben damit zwar weit hinter der 
Auflageziffer anderer großer Zeitungen zurück, doch beſtätigt das 
nur den Satz, daß die Auflageziffer keine Rückſchlüſſe auf die Be- 
deutung oder den Einfluß einer Feitung zuläßt. Der Führer der 
engliſchen Liberalen, Lloyd George, behauptet allerdings, man 
könne ohne „Times“ auskommen, doch ändert das nichts daran, 
daß „Che Times“ nach der Wiederherſtellung ihrer Unabhängig⸗ 
keit auch heute noch das maßgebendſte engliſche Blatt ſind, deſſen 
Auslaſſungen die Auffaſſungen des amtlichen Englands wieder- 
ſpiegeln. Was die Tendenz des Blattes betrifft, ſind ihm gute Be⸗ 
Ziegungen zu Frankreich die e für eine erfolgreiche 
britiſche Politik in der Nachkriegszeit. 
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Erheblich weiter rechts ſteht die „Morning Poſt“, das Blatt 
des Adels, das 1772 von einem abenteuerlichen Geistlichen ge⸗ 
gründet worden iſt und ſeit Jahren mit Frankreich durch dick und 
dünn geht, Die Feche der von der „Morning Poft” veranftalteten 


engliſch⸗franzöſiſchen Verbrüderungsfeſte hat Deutſchland zu 
bezahlen. Fur Kennzeichnung der „Morning Poft” fei an den 
Auhreinbruch 1925 erinnert. Während damals die engliſche Preſſe 
in ihrer Mehrzahl von einer „furchtbaren Verantwortung Frank⸗ 
reichs“ ſprach, meinte die „Morning Poft“, wenn England an der 
Seite Frankreichs mit in das Ruhrgebiet marſchiert wäre, würde es 
um Europa beſſer beſtellt ſein! 


Der „Daily Telegraph“ ſtand einſt in dem Ruf, das billigſte 
und volkstümlichſte Blatt Englands zu ſein. Heute iſt er keines von 
beiden. Eigentümer des Blattes ift der Zeitungstruft der Gebrüder 
Berry, die das Unternehmen nach ꝛejähriger Fugehörigkeit zum 
Eigentum Lord Burnhams erworben haben und deren wertvollſtes 
politiſches Aktivum der „Daily Telegraph“ darſtellt. 

Führende Organe der liberalen Preſſe ſind „Daily News and 
Wejtminfter Gazette“, die jetzt zu einem Blatt vereinigt find und 
eine Million Leſer haben, ferner der „Daily Chronicle“ und der 
„Mancheſter Guardian“. 


Das charakterfeſteſte Blatt der 
„Mancheſter Guardian“. Urſprünglich ein Provinzblatt wie 
andere, hat Mr. C. P. Scott der Zeitung ein eigenes Gepräge 
gegeben und in fünfzigjähriger Arbeit ein Weltblatt aus ihr 
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gemacht. Der „Mancheſter Guardian“ liebt eine deutliche Sprache 
und brachte die Wahrheit mehrfach auch dann zum Ausdruck, wenn 
ſie engliſchen Ohren nicht angenehm klang. Gerechtfertigt wird 
dieſes Urteil durch die Haltung des „Mancheſter Guardian“ in der 
Seit des Burenkrieges und der iriſchen Debatten, und nicht minder 
durch feine Auslaſſungen zu der uns allen am Herzen liegenden 
Frage der europäiſchen Befriedung. Die Entwicklung hat dem 
„Mancheſter Guardian“ nicht ſelten recht gegeben, aber die Leſer 
ſind ihm häufig in hellen Scharen von dannen gelaufen. Zu den 
Mitarbeitern des „Mancheſter Guardian“ gehört übrigens auch 
IJ. M. Keynes, der gleich nach dem Kriege den Derſailler Vertrag 
einer freimütigen Kritik unterzog und der ſeine Wahrheitsliebe 
höher ſtellte als ſeine Karriere. 


Die engliſche Arbeiterpreſſe befindet ſich noch im Stadium des 
Aufbaues; der deutſchen ſteht fe an Einfluß und Verbreitung weit 
nach. Außerdem iſt der Sozialismus der Labour Party von eigener 
Färbung. 


Der Führer der engliſchen Arbeiterpartei, Macdonald, iſt ein 
Gegner der „Flucht ins Empire“ und ein ehrlicher Anhänger des 
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Gedankens der europäiſchen Fuſammenarbeit. Seiner Auffaſſung 
nach kann England nur dadurch gewinnen, daß es feine europäiſche 
Politik nach ſeiner eigenen Auffaſſung betreibt und nicht nach den 
Ratſchlägen des Quai d'Orſap, daß es Rußland, fo wie es ift, als 
Carla nimmt und ſchließlich Vorkehrungen trifft, damit der 
Kriegsgeift endgültig dem Friedenswillen weiche. — Das wichtigſte 
Blatt der Labour Party ift der „Daily Herald“, 


engliſchen Preſſe iſt der 
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Ergänzt wird die politifch einflußreiche und unabhängige 
Preſſe durch die Leſeſtoff⸗Warenhäuſer, die billige Pennppreſſe. In 
den Miniſterien werden dieſe Blätter weniger geleſen, ſie erfreuen 
ſich aber größter Verbreitung und kommen bis in die entfernteſten 
Ecken des britiſchen Reiches. Das gibt dieſer Preſſe eine Bedeu- 
tung, die ihr ſonſt nicht zukommen würde und macht es verſtänd⸗ 
lich, warum man 1918, als fünf Journaliſten in den Adelsſtand 
erhoben wurden — um den Anteil der engliſchen Preſſe an dem 
Kriegsausgang zu dokumentieren —, dabei die Kriegsberichterſtatter 
der „Daily Mail“, des „Daily Chronicle“ und des „Daily Expreß“ 
in erſter Linie berückſichtigte. Nur ſoll man die Auslaſſungen der 
Pennppreſſe nicht als typiſch für die britiſche Politik zitieren; die 
Pennppreſſe ſchwimmt mit dem Strom und ändert den Ton, wenn 
der Wind aus einer anderen Richtung kommt. 

Eigentümerin dieſer Zeitungen find die großen engliſchen 
Seitungskonzerne. Als größter verdient der Rothermere⸗Truſt Er- 
wähnung, deſſen Aktienkapital von der Londoner Börſe mit 
220 Millionen Mark bewertet wird, fo daß die Kapitalfraft des 
Konzerns der des zweitgrößten deutſchen Unternehmens, der Dere 
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einigten Stahlwerke, gleichzuſetzen iſt! Den Grundſtein zu dem 
Konzern legte Lord Northcliffe. Lord Kothermere begnügte ſich 
nicht damit, das Erbe zu verwalten, ſondern er vermehrte den 
Beſitz, gründete neue Zeitungen und kaufte alte auf. Beute beſitzt 
der Rothermere⸗Konzern einige hundert Tageszeitungen und 
Mädchenjournale, Wochen⸗ und Monatsſchriften, Zellftoff- und 
Papierfabriken und Wälder in Neufundland, ſo daß der geſamte 
Rohftoffbedarf des Konzerns aus eigenen Unternehmungen gedeckt 
werden kann. 


Die wichtigſten Publikationsgeſellſchaften des Konzerns ſind 
„Aſſociated Newspapers“, „Daily Mirror Newspapers“ und 
„Sunday Pictorial Newspapers Limited“; als bekannte Zeitungen 
ſeien genannt „Daily Mail“, „Evening News“, „Sunday Dispatch“; 
vorübergehend gehörte auch die „Times“ zu dem Konzern. Das 
größte Blatt des Rothermere⸗Truſts ift die „Daily Mail“, deren 


Daily 


Leſerzahl die zweite Million überſchritten hat. In der Dorfriegs- 
zeit entfaltete die franzoſenfreundliche „Daily Mail“ in ihren 
Spalten eine ſchlimme Hetze gegen Deutſchland; heute begeiſtert ſie 
ſich mit Lord Rothermere für Ungarn und ſetzt die Gründe aus⸗ 
einander, warum die Grenzen des verſtümmelten Ungarns bes 
richtigt werden müſſen. 

Die Blätter Lord Rothermeres haben übrigens nicht nur durch 
journaliſtiſche Mittel ihren Leſerkreis vergrößern wollen, ſie haben 
auch mit „Zugaben“ und Uupons gearbeitet, Schauſpieler als 
Romanfiguren durch die Straßen geſchickt und für die richtigen 
Dorausfagungen des Verlaufs von Wettkämpfen Hunderttauſende 
ausgeworfen. Für die Bearbeitung der Einſendungen mußten 
einige Blätter zeitweiſe mehrere hundert Angeſtellte einſtellen. 

Der zweitgrößte Konzern iſt der Truſt der Gebrüder Berry, 
deſſen Vermögen auf 400 Millionen Mark veranſchlagt wird. Der 
Berry-Truft wurzelt insbeſondere in der Provinz und liefert durch 
ſeine Zeitungen und Journale einem bunten Leſepublikum vom 
Großgrundbeſitzer bis zum Caufburſchen die geiſtige Koſt. Die 
wichtigſten Publikationsgeſellſchaften des Konzerns ſind die „Allied 
Newspapers Limited“ und die „Amalgamated Preß Limited“, als 


angeſehenſtes Blatt des Konzerns iſt der ſchon erwähnte „Daily 
Telegraph“ zu nennen; großer Verbreitung erfreuen ſich ferner die 
„Sunday Times“ und die „Financial Times“. Mit dem Vor- 


dringen des Rothermere⸗Truſts in die Provinz ift 
Wettkampf zwiſchen beiden Gruppen entbrannt. 

Der „Daily Mail“ an Verbreitung nahe kommt der „Daily 
Expreß“ des Lords Beaverbrooks, der Deutſchland gegenüber eine 
freundliche Haltung einnimmt und 1,5 Millionen Leſer zählt. Im 
Gegenſatz zu den Zeitungen Nothermeres verſchmäht der „Daily 
Expreß“ das Fugabeweſen. Der „Daily Expreß“ will durch journa⸗ 
liſtiſche Mittel — feſſelnde Plaudereien, Ausbau der Rubriken — 
Sefer gewinnen. Wie es ſcheint, mit Erfolg, kann doch der „Daily 
Expreß“ einen anhaltenden Aufſtieg ſeiner Leſerzahl und ein An⸗ 
wachſen ſeiner Inſerateneinnahmen verzeichnen! Übrigens iſt auch 
Lord Rothermere mit einer relativ geringfügigen Summe an dem 
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„Expreß“ beteiligt, ohne damit auf die Haltung der Zeitung Ein- 
fluß ausüben zu können. Zwei andere Zeitungen Lord Beaver- 
brooks find „Sunday Expreß“ und „Evening Standard“. 
Wwhähkrend die bisherigen Konzerne Unternehmungen darſtellen, 
die vom Seitungsweſen in die Papierinduſtrie hinübergegriffen 
heben, bildet die Inveresk Paper Co. einen Derfuch der Papier⸗ 
induſtrie, im Zeitungsweſen Fuß zu faſſen, um einen feſten Ab⸗ 
nehmerkreis für die Papierproduktion zu gewinnen. Das bekann⸗ 
tefte Blatt dieſes Konzerns ift der „Daily Chronicle“, den £lovd 
George zu einem Weltblatt umgeſtalten wollte. Ob dieſer Erfolg 
nun dem Inveresk⸗Truſt beſchieden fein wird, ift ſehr fraglich; 
ſchließlich ift den Zeitungsfonzernen die Zeitung nicht ein 
politiſches Inſtrument, ſondern ein Geſchäft, das durch den Verkauf 
von Nachrichten und Anzeigenflächen Geld einbringen ſoll. 

Eine politiſche Machtpoſition beſonderen Grades beſitzt Ena- 
land in der 1851 von dem aus Deutſchland ausgewanderten Paul 
Julius Reuter gegründeten Nachrichtenagentur Reuter. Eigen⸗ 
artigerweiſe hat die engliſche Preſſe anfangs von der Agentur 
nichts wiſſen wollen. Als Reuter ſich 1859 auf geheimem Wege 
den Wortlaut der ſenſationellen Rede Napoleons beim Neujahrs⸗ 
empfang beſchafft hatte, in der Napoleon in ſchroffſter Form die 
Vernichtung des öſterreichiſchen Einfluſſes in Italien ankündigte, 
wurde das mit einem Schlage anders. Ein zweiter Hauptſchlag 
gelang Keuter bei der Ermordung des amerikaniſchen Präſidenten 
Lincoln. Als die Mordnachricht in New Nort bekannt wurde, war 
der fällige Europadampfer bereits abgefahren. Reuters Vertreter 
fuhr ihm jedoch nach, holte das Schiff ein und gab feine jenfatio- 
nelle Mitteilung in verſchloſſenem Briefe an Bord. Keuter behielt 
die Nachricht in London zunächſt geheim, ging an der Börſe große 
Engagements ein und konnte dann, als er mit der Nachricht 
herauskam, einen zweifachen Erfolg verbuchen: er hatte ein Der- 
mögen verdient und fein Unternehmen endgültig durchgeſetzt. 1865 
wurde die Agentur in eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt; Reuters 
Sohn endete 1915 durch Selbſtmord. Nach dem Kriege geriet die 
Reuter A.⸗G. in finanzielle Bedrängnis, ſie mußte die Dividenden⸗ 
zahlung einſtellen und fih ſchließlich zu einem Beſitzwechſel verſtehen. 

Die geſchichtliche Entwicklung der engliſchen Preſſe entſpricht 
der der deutſchen, wenn auch die engliſche Kurve günſtiger verläuft, 
hatte England doch ſchon 1689 feiner Krone das Recht der Preſſe⸗ 
freiheit abgerungen. 


ein ſcharfer 


Die Entwicklung des deutſchen Staatsangehörigkeitsrechts. 


Don Dr. Ernſt Iſa y, Gberverwaltungsgerichtsrat am Preußiſchen Oberverwaltungsgericht. 


Das deutſche Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz ſtammt aus 
dem Jahre 1915. Es ift ein Kind dieſer Zeit, die — nach einem 
Worte Shakeſpeares — „ſchwanger ging mit Krieg“. Verletzung der 
Wehrpflicht zog automatiſch Verluſt der Reichsangehörigkeit nach 
ſich, auch wenn ſie keine ſchuldhafte war; andererſeits erwarb ein 
Ausländer, der ein Jahr lang im deutſchen Heer aktiv gedient hatte, 
Anſpruch auf Einbürgerung. Das Geſetz folgt dem Grundſatz der 
Abſtammung: Deutſcher iſt, wer als eheliches Kind eines deutſchen 
Vaters oder als uneheliches Kind einer deutſchen Mutter geboren iſt. 
Es huldigt ferner dem ſogenannten Grundſatz der Familieneinheit: 
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alle Mitglieder der Familie haben die Staatsangehörigkeit des 
Familienhauptes; die Ausländerin, die einen Deutſchen heiratet, 
wird Deutſche; die Deutſche, die einen Ausländer heiratet, verliert 
die Reichsangehörigkeit. 

Ein Teil der fremden Staaten hatte ſchon vor dem Kriege 
oder während desſelben ihr Staatsangehörigkeitsrecht abgeändert. 
In Deutſchland ließ man das Geſetz weiter gelten — in 
erſter Linie wohl darum, weil es erft ein Jahr vor Kriegs- 
ausbruch erlaſſen worden war. Um ſo größer ſind die Ande⸗ 
rungen, die der Derfailler Vertrag und die Vachkriegsverträge 
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am deutſchen Staatsangehörigkeits recht, vor allem aber am 
Beſtand der deutſchen Staatsangehörigen herbeigeführt haben. 
Millionen von deutſchen — insbejondere die Bewohner der abs 
getretenen Gebiete — haben ihre Reichsangehörigkeit verloren und 
ſind Angehörige fremder Staaten geworden. Die oft keineswegs 
klaren Beſtimmungen des Derfailler Vertrages haben eine Rechts ⸗ 
unficherheit geſchaffen, die um fo größer ift, als neben ihnen her Dera 
träge zwiſchen den alliierten Hauptmächten und den neugebildeten 
Staaten (3. B. Polen und der Tſchechoſlowakei) liefen, die ſo⸗ 
genannten Minderheitenſchutzverträge, deren Normen den Staatse 
angehörigkeitswechſel in anderer Weiſe regelten als der Derjailler 
Vertrag ſelbſt. Dieſe Normen find allerdings zum Teil durch die 
Staatsangehörigkeits⸗ und Optionsverträge aufgehoben worden, die 
Deutſchland nach Friedensſchluß mit den Annektionsſtaaten abs 
geſchloſſen hat. Aber es ſind immerhin noch ſo viele Zweifel übrig⸗ 
geblieben, daß man wohl fagen kann: Diele Tauſende find ſich heute 
über ihre Staatsangehörigkeit völlig im unklaren; fie ſelbſt können 
aus den höchſt verwickelten Beſtimmungen des Friedensvertrages 
und der i a aa keine Klarheit gewinnen, und auch die 
Juriſten ſind oft um Auskunft verlegen; ſogar den amtlichen Stellen 
ift es nicht ſelten ſchwer, die Aus- und Inländereigenſchaft einer 
perfon ficher feitzuftellen. Fahlreiche in Deutſchland lebende Perſonen 
zweifeln gar nicht an ihrer Deutſchen⸗Eigenſchaft, während ſie in 
Wahrheit Angehörige eines fremden Staates geworden find. Sie ver⸗ 
halten ſich als Deutſche, üben die Rechte eines deutſchen Bürgers aus, 
ohne von den Behörden daran gehindert zu werden, und ſind aufs 
höchjte überraſcht, wenn fie erfahren, daß fie die Reichsangehörigkeit 
in Wahrheit verloren haben, daß ſie Bürger eines fremden Staates 
ſind, mit dem ſie wenigſtens gegenwärtig keinerlei Berührung haben. 
So hat nach dem Derfailler Vertrag die franzöſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit erworben, wer von einer Perjon abſtammt, die im Jahre 1871 
auf Grund des Frankfurter Friedens die franzöſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit mit der deutſchen vertauſcht hatte. Es bleibt ſich gleich, ob der 
Vorfahr, auf den diefe Vorausſetzung zutraf, männlichen oder weib⸗ 
lichen Geſchlechts war, es kommt auch nicht darauf an, ob der Ab⸗ 
kömmling etwa vor Kriegsende durch Beirat mit einem Deutſchen 
die deutſche Keichsangehörigkeit erworben hatte. Es hat demnach 
auch die Frau eines Deutfchen, die von einem Alt⸗Elſaß⸗Lothringer 
oder einer Alt⸗Elſaß⸗Lothringerin abſtammt, durch den Derfailler 
Vertrag die franzöſiſche Staatsangehörigkeit — ihrer Heirat un⸗ 
geachtet — erworben. Wie geſagt, iſt das den meiſten dieſer Perſonen 
ebenſo unbekannt wie den Behörden, die ſehr häufig gar nicht 
in der Lage find, nachzuprüfen, ob eine Großmutter oder Urgroß⸗ 
mutter des Betreffenden im Jahre 1871 auf Grund des frant- 
furter Friedensvertrags Deutſche geworden war. Es iſt ſogar der 
gewiß pnp Fall vorgekommen, daß bei diplomatiſchen Derhand= 
lungen zwiſchen dem Deutſchen Reich und Frankreich auf deutſcher 
Seite als Bevollmächtigte der deutſchen Regierung Perſonen mit⸗ 
wirkten, die durch den Derfailler Vertrag Franzoſen geworden waren. 


Diefe Unſicherheiten beruhen freilich nicht auf dem deutſchen 
Staatsangehörigkeitsgeſetz, ſondern auf den Eingriffen des Verſailler 
Vertrages. Aber auch das Staats angehörigkeitsgeſetz ſelbſt iſt nicht 
mehr zeitgemäß, obgleich es erſt vor 16 Jahren erlaſſen worden iſt. 
wijchen ihm und dem heutigen Tage liegt eben die große Welten- 
wende des Krieges. 


In allen Ländern haben fih die Frauen faſt völlige Gleich“ 
berechtigung erkämpft; fie haben heute Wahl- und Ehrenrechte, ſie 
fisen in den Parlamenten und leiten bisweilen als Miniſter die 

ngelegenheiten ihres Landes. Dieſer politiſchen Gleichbere tigung 
widerſpricht es, daß nach dem deutſchen Geſetz einerſeits die 
deutſchen Frauen ihre Reichsangehörigkeit verlieren, ſobald ſie einen 
Ausländer heiraten, und daß andererſeits eine Ausländerin, ſo⸗ 
bald ſie einen Deutſchen heiratet, die Reichsangehörigkeit und alle 
mit dieſer verbundenen Vorrechte erwirbt. So gehen dem Deutſchen 
Reich alljährlich wertvolle Beſtandteile ſeiner Bevölkerung verloren, 
und dieſer Derluft wird nicht dadurch aufgewogen, daß Auss 
länderinnen, deren deutſche Geſinnung keineswegs immer über allen 
Zweifel erhaben iſt, deutſche Männer heiraten. Es liegt kein Grund 
vor, eine Deutſche bloß darum, weil ſie einen Ausländer heiratet, 
alle Rechte eines Deutſchen verlieren zu laſſen; es iſt nicht wahr, 
daß eine Deutfche durch die Heirat mit einem Fremden ſozuſagen 
einen Mangel an vaterländiſchem Gefühl beweiſe und nicht mehr 
würdig erſcheine, deutſche Reichsangehörige zu fein. Im Gegen- 
teil: viele ehemals deutſche Frauen von Ausländern wirken und 
werben in ihrem neuen Wohnſitzlande für das Deutſchtum und ver⸗ 
dienen darum, auch nach der Heirat Deutſche zu bleiben. Eine 
Frau vor die Wahl ſtellen, entweder dem geliebten Mann oder 
dem Vaterlande zu entſagen, heißt ihr zumuten, daß fie eine zer ⸗ 
mürbende und dazu ganz unnütze Entſcheidung zwiſchen Liebe und 
Patriotismus treffe. um mindeſten dann ſollte eine Deutſche die 
Reichs angehörigkeit nicht verlieren, wenn ſie durch die Heirat nicht 
einmal die Staatsangehörigkeit ihres Ehemannes nach deſſen Rechte 
erwirbt; denn in dieſem Falle wird ſie nach dem gegenwärtigen 
Recht durch die Heirat ſtaatenlos. Andererſeits ſollte eine Aus⸗ 


länderin die Reichsangehörigkeit durch die Heirat mit einem 
Deutſchen mindeſtens dann nicht erwerben, wenn ſie nach ihrem 
bisherigen Heimatrecht trotz der Heirat ihre alte Staatsangehörigkeit 
behält; denn in dieſem Falle erwirbt fie zu ihrer alten Staats- 
angehörigkeit die Reichsangehörigkeit hinzu; fie wird durch die Heirat 
alſo mehrſtaatig, ein Juſtand, der gleichfalls Schwierigkeiten aller 
Art heraufbeſchwört. Die meiſten fremden Staaten haben ihr Recht, 
ſoweit es die Staatsangehörigkeit der Frauen betrifft, während des 
Krieges oder nach deſſen Beendigung abgeändert im Sinne einer 
größeren Selbſtändigkeit der verheirateten Frau. Beſtehen geblieben 
iſt der alte Rechtszuftand vorwiegend in Deutſchland und England; 
in beiden Ländern iſt aber eine Anderung des geltenden Rechtes 
geplant. In Deutſchland wird demnächſt ein Entwurf dem Parla- 
ment zugehen, der wenigſtens die größten Widerſprüche mit der 
heutigen öffentlich⸗rechtlichen Stellung der Frau zu beſeitigen ſucht. 


Es ift ferner zu verlangen, daß die ſchon erwähnte Rechts⸗ 
unſicherheit in Fragen der Staatsangehörigkeit beendigt werde. 
Dieſe Rechtsunſicherheit ift nicht nur für den einzelnen, ſondern auch 
für den Staat ſelbſt von größtem Nachteil. Wahlberechtigt ſind 
nur die Deutſchen; vor jeder Abgabe eines Stimmzettels bei Keichs⸗ 
tags⸗, Landtags⸗ oder Kommunalwahlen iſt zu prüfen, ob der 
Wähler die Reichsangehörigkeit beſitzt; viele anderen Rechte des 
einzelnen und die Wirkſamkeit vieler rechterheblichen Handlungen 
find an die Keichsangehörigkeit geknüpft. Es ift wohl keine Über⸗ 
treibung, wenn man ſagt, daß an den Wahlen der letzten Jahre 
Tauſende von Perſonen mitgewirkt haben, die zwar früher Deutſche 
waren, durch den Verſailler Vertrag aber die Reichsangehörigkeit 
verloren haben, ohne daß die Wahlbehörde oder das Wahlprüfungs- 
gericht in der Lage geweſen wäre, dies überhaupt zu erkennen. Bei 
der großen Wichtigkeit, die die Feſtſtellung der Reichsangehörigkeit 
für den Staat hat — handelt es ſich doch, um die Beſtimmung 
eines feiner Elemente, nämlich des Kreifes der Volksgenoſſen —, 
ſollte ſie nicht den Zufällen einer behördlichen Prüfung überlaſſen 
fein. In einigen deutſchen Staaten, jo in Bayern, in Bremen und 
Hamburg, ift eine verwaltungsrechtliche Klage mit dem Ziel, die 
Staatsangehörigkeit einer Perſon feſtzuſtellen, zuläſſig. Es muß 
gefordert werden, daß eine ſolche Feſtſtellung durch die Ver⸗ 
waltungsgerichte zukünftig in allen deutſchen Staaten ſtatthaft ſei. 
Den geſetzgebenden Körperſchaften ift ein Geſetzentwurf zugegangen, 
der die Schaffung eines Reichs verwaltungsgerichts 
vorfieht. Eine Fuſtändigkeit dieſes Gerichts, die Jn- oder Aus- 
ländereigenſchaft einer Perſon feſtzuſtellen, iſt in dem Entwurf nicht 
vorgeſehen; er bedürfte in dieſer Hinficht dringend einer Anderung. 
Auf alle anderen Zuftändigfeiten des neuen Ge ⸗ 
richts ließe ſich eher verzichten als auf die Mög- 
lichkeit einer ſolchen Nachprüfung. Es muß dem 
einzelnen das Recht gegeben werden, durch Klage 
vor den Verwaltungsgerichten unterer Inſtanz 
feine ihm von den Behörden beſtrittene Reichs ⸗ 
angehörigkeit feſtſtellen zulaſſen; den Behörden 
muß das Recht zuſtehen, die Ausläfdereigen- 
ſchaft einer Perſon durch Klage vor dieſen Ge⸗ 
richten feſtſtellen zu laffen Gegen die Ent- 
ſcheidungen der unteren Verwaltungsgerichte 
muß Reviſion an das Reichsverwaltungsgericht 
gegeben ſein. 


Dringend zu wünſchen ift ferner eine Reform des Staats- 
angehörigkeitsrechts in folgender Richtung: Nach dem bisherigen 
Geſetz ijt man zuerſt Landesangehöriger, aljo Preuße, Bayer, Sachſe, 
Württemberger, Heſſe; nur wenn man einem deutſchen Lande an= 
gehört, iſt man (regelmäßig) auch Angehöriger des Deutſchen 
Reiches. Die Reichsangehörigkeit ift alfo nach dem geltenden Rechte 
etwas Sekundäres, das Primäre ift die Landesangehörigkeit. Dieſer 
Fuſtand hat nicht nur zu großen Schwierigkeiten geführt, namentlich 
nach Inkrafttreten des Derjailler Vertrages, er widerſpricht vor 
allem auch der Geſtaltung des Reiches, wie ſie zu wünſchen iſt und 
wie ſie ſich zu einem erheblichen Teil bereits heute verwirklicht 
hat. Das Reich iſt ein Bundesſtaat, und es zu einem Einheitsſtaat 
(etwa im Sinne Frankreichs) zu geſtalten, wird kaum mehr ge⸗ 
fordert. Aber es geht nicht an, daß die Reichsangehörigkeit erft 
durch die Landesangehörigkeit (von einigen Ausnahmefällen ab⸗ 
geſehen) vermittelt werde. Fu fordern iſteine Anderung 
des Geſetzes dahin, daß die Reichsangehörigkeit 
das Primäre und die Landesangehörigkeit das 
Sekundäre ift, ein Zuftand, wie ihn z. B. die Vereinigten 
Staaten kennen, in denen nach der Derfaffung jeder Bürger der 
Vereinigten Staaten auch Bürger des Landes iſt, in dem er ſeinen 
Wohnſitz hat, nicht aber umgekehrt die Bundesangehörigkeit durch 
die Landesangehörigkeit vermittelt wird. 


Eine Beſchleunigung der hier angedeuteten Reformen iſt 
dringend erwünſcht, denn es iſt für uns von Nachteil, inmitten 
einer Anderung des Staatsangehörigkeitsrechts faſt aller Länder der 
welt en mit einem veralteten Staatsangehörigkeitsgeſetz behelfen 
zu müſſen. 
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Das Reichs danthaus in Schneidemühfl. 


In Schneidemühl iſt das Reichsdankhaus errichtet worden, eine 
Dankesgabe des Deutſchen Reiches an die Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ 
preußen. Bier foll ein Sammelpunkt erſtehen für alle kulturellen 
und nationalen Belange der Ofte 
mark. Die praktiſche Dorberei- 
tung für dieſe Stiftung reicht 
bis in das Jahr 1927 zurück. 
Das Reich ſpendete drei viertel 
Millionen. Die Stadt Schneide- 
mühl gab die reſtliche Viertel ⸗ 
million und den Baugrund. Die 
Stuttgarter Architekten Pro- 
feſſor Bonatz und Scholer 
lieferten die Pläne. Der Neubau des 
Reichsdankhauſes erhebt fih inmitten eines 
neu erſchloſſenen Stadtgebietes, das ſchon 
das neue Negierungsgebäude, das Evan- 
geliſche Konſiſtorium, das Finanzamt und das 
Hauptzollamt umfaßt. Ein großer mächtiger 
Saalbau dient als Derfammlungs- und Kon- 
zertſaal und kann gleichzeitig auch für Thes 
atervorführungen verwandt werden, An⸗ 
nähernd 1200 Sitzplätze ſtehen im Parterre 
und auf der geräumigen Galerie zur Der- 
fügung. Über der Kajjenvorhalle erhebt fih der Kleine Saal, 
der für kleinere Deranftaltungen und Ausſtellungen in Be- 
tracht kommt. Ein 68 m langer Flügelbau enthält die not- 
wendigen Wirtſchaftsräume, eine Tageswirtſchaft und im Ober- 
geſchoß mehrere Derfammlungsräume verſchiedenſter Größe. 


Die 58. Tagung des völkerbundsrates. 


Während im Haag die Verhandlungen über die vollſtändige 
und endgültige Liquidierung des Weltkrieges geführt wurden und 
man die Londoner Seeabrüſtungskonferenz vorbereitete, trat dies» 
mal der Völkerbundsrat, nur wenig beachtet, zu einer kurzen Tagung 
in Genf zuſammen. Abgeſehen von einem beſonderen polizeilichen 
Überwachungsdienſt und ſtrengen Kontrollmagnahmen, die wegen 
eines in Frankreich aufgedeckten Antifaſchiſtenkomplotts zum 
Schutze der italieniſchen Delegation angeordnet waren, bot die 
Ratstagung rein äußerlich das gewohnte Bild. Am Ratstifche fah 
man neben Briand, Henderſon, Procope und Faleſki diesmal auch 
den italieniſchen Außenminiſter Grandi. Der deutſche Außen- 
miniſter Dr. Curtius, deſſen erſtmaliges Erſcheinen mit beſonderem 
Intereſſe erwartet worden war, mußte leider in letzter Stunde ins 
folge der wichtigen Derhandlungen im Haag der Ratstagung fernbleiben. 

Dor Eintritt in die Tagesordnung fand der polniſche Außen⸗ 
miniſter Faleſki in feiner Eigenſchaft als Ratspräſident ſehr warme 
anerkennende Worte für den verſtorbenen Reichsminifter Dr. Strefe- 
mann, der bei der letzten Völkerbundstagung noch die Intereſſen 
Deutſchlands vertreten hatte. Streſemann fei einer der überzeug⸗ 
teſten Vorkämpfer für die Politik der Verſtändigung und der inter⸗ 
nationalen Zujammenarbeit geweſen. Zugleich erinnerte Zalejfi 
in ſeiner Eigenſchaft als polniſcher Ratsvertreter, wohl unter Be⸗ 
rückſichtigung der zwiſchen ihm und Streſemann im Rate auf- 
getretenen Meinungsverſchiedenheiten, wie ſehr doch immer wieder 
den verſtorbenen Reichsaußenminifter und ihn das gleiche Gefühl 
der Notwendigkeit guten deutſch⸗polniſchen Einvernehmens zur Ge⸗ 
währleiſtung des Friedens in Europa verbunden habe. Dieſe wie 
auch die Dankesworte des deutſchen Ratsvertreters, des Staats- 
ſekretärs v. Schubert, machten auf die Derfammlung einen tiefen 
Eindruck. 

Dem deutſchen Ratsvertreter lag diesmal wieder die Bericht⸗ 
erſtattung über die Wirtſchaftsprobleme und die Tätigkeit des Wirt- 
ſchaftskomitees ob. Im Vordergrund ſtand hier die Frage der Ein- 


berufung einer Sollfriedenskonferenz, um eine engere wirtſchaft⸗ 


liche Fuſammenarbeit der Staaten herzuſtellen und damit greifbare 
Ergebniſſe der Arbeit des Völkerbundes auf wirtſchaftlichem Ge- 
biete zu erzielen. Während eines zwei- bis dreijährigen Zoll- 
friedens follen keine neuen Schutzzoͤlle und ſonſtigen Handels⸗ 
erſchwerungen eingeführt und die beſtehenden nicht verſchärft 
werden. Die Einberufung einer Vorkonferenz nach Genf wurde für 
den 17. Februar beſchloſſen. Angeſichts der ſkeptiſchen Aufnahme 
des Follfriedensplanes in faſt allen £ändern wird man dieſer Kon- 
ferenz mit großem Intereſſe entgegenſehen müſſen. . 

Ein anderer Punkt der Tagesordnung hatte nicht geringere 
univerfale Bedeutung. Es handelte ſich um die Einſetzung eines 
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Großer Saal und Außenanſicht des Neichsdankhauſes 


Die Zentrale der Grenzmarkbüchereien und die Städtiſche Volks- 
bücherei Schneidemühl befinden fih mit Leſeräumen und der 
Verwaltung im zweiten Teil des Flügelbaus. Dieſer Seiten- 
flügel bildet zugleich die Längs⸗ 
feite des großen Regierungs- 
platzes. Städtebaulich beſonders 
einprägſam wirkt die offene 
Halle mit ihren ſteil aufſtreben⸗ 
den Betonpfeilern. Als Ab- 
Schluß dieſes Flügelbaues ift ein 
Heimatmuſeum geplant, für 
deſſen Ausführung aber vorerſt 
die Mittel noch fehlen. — Das 
Reichsdankhaus in Schneide⸗ 
mühl iſt kein Prunkbau, der 
äußere Effekte erzielen will. 
Einfach in ſeinen inneren und 
äußeren Formen, iſt er ganz 
dem Ernſt unſerer Zeit an- 
gepaßt und erzielt gerade darum 
eine ſchöne Geſamtwirkung. 
Neben den Architekten Bonatz 
und Scholer aus Stuttgart haben 
am Innenausbau der Budas 
peſter Architekt Farcas und 
der Berliner Kunftmalee Mutzenbecher mitgewirkt. Das 
Reichsdankhaus in Schneidemühl will der Auftakt fein für eine 
Reihe ähnlicher Bauten in der Oft- und Nordmark, die alle dem 
gleichen Zweck der kulturellen und nationalen Feſtigung und Siche- 
rung des ſtark bedrohten deutſchen Oſtens dienen. 


Zur Zeitgeſchichee 


Elferkomitees, das die Völkerbundsſatzung, die in gewiſſen Fällen 
militäriſche Selbſthilfe geſtattet und damit den Krieg noch erlaubt, 
dem Kelloggpakt, der von Sanktionen abſieht und den Krieg als 
Mittel nationaler Politik unterſagt, angleichen ſoll. Bier trat 
der deutſche Ratsvertreter für eine Prüfung auf breiteſter Grund- 
lage ein, da die vollſtändige Löſung des Fragenkomplexes nur unter 
Berückſichtigung aller Argumente gefunden werden könnte. Das 
Komitee, in das Deutſchland den ehemaligen Dölferbundsreferenten 
des Auswärtigen Amtes, Miniſterialdirigent v. Bülow, entſendet, 
ſoll am 20. Februar ſeine Arbeiten beginnen. 

gwei Punkte der Tagesordnung: oberſchleſiſche Minderheiten- 
beſchwerden und die Ernennung des Präſidenten und der Mit- 
glieder der Regierungskommiſſion des Saargebiets, betrafen 
Deutſchland unmittelbar. Die Minderheitenbeſchwerden konnten 
im großen und ganzen bereinigt werden. Nur die Beſchwerde über 
die rechtswidrige Entlaſſung von 52 zur deutſchen Minderheit ge- 
hörenden Anappſchaftsärzten mußte bis zur Maitagung verſchoben 
werden, da der Berichterſtatter Adatſchi infolge anderweitiger Jn- 
anſpruchnahme das ſehr umfangreiche Beſchwerdematerial noch 
nicht hatte durcharbeiten können. Die Ernennung und Wiederwahl 
des Präſidenten und der Mitglieder der Regierungskommiſſion des 
Saargebietes, deren Tätigkeit am 51. März abläuft, hatte angeſichts 
der ſchwebenden deutſch⸗franzöſiſchen Saarverhandlungen lediglich 
formale Bedeutung, als der Völkerbund ſtatutenmäßig gebunden ift. 

Die ſchon häufig erörterte Frage der Einſetzung eines In⸗ 
ſtanzenzuges im internationalen Schiedsgerichtsverfahren beſchäf⸗ 
tigte diesmal den Rat. Ein dahingehender Antrag Finnlands, dem 
ſtändigen Internationalen Gerichtshof die Eigenſchaft einer Be⸗ 
rufungsinſtanz für die von den verſchiedenen Staaten eingeſetzten 
Schiedsgerichte zu verleihen, wurde einem Juriſtenkomitee 
überwieſen. 

Neben anderen intereſſanten Problemen hatte fih der Rat 
ſchließlich mit Mandatsfragen zu befaſſen. Es handelte ſich hier 
um die Auslegung des Mlandatsbegriffs ſowie um Fragen der 
Souveränität und Staatsangehörigkeit und der wirtſchaftlichen 
Gleichberechtigung in den Mandatsgebieten, vor allem in Süd- 
weſtafrika und im Irak. Eine grundſätzliche Bedeutung hatte der 
Entſchluß Englands, das Mandat über den Irak aufzugeben und 
die bedingungsloſe Fulaſſung desſelben zum Dölferbunde für das 
Jahr 1952 zu empfehlen. Außerdem lag dem Rat der Dorfchlag 
der Ständigen Mandatskommiſſion vor, eine außerordentliche 
Sitzung zwecks Unterſuchung der Paläftina-Unruhen einzuberufen, 
und ferner ein Antrag der britiſchen Regierung, eine Kommiſſion 
zur Regelung der Rechte und Vorrechte von Juden und Mohamme⸗ 
danern an der Klagemauer einzufegen. 

In feiner Schlußſitzung konnte der Völkerbundsrat auf feine 
zehnjährige Tätigkeit zurückblicken. Am 16. Januar 1920 hatte in 
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aris die erſte Ratsfikung ſtattgefunden. Aatspräfident Faleſki 
Be des bent Schöpfers, des Präſidenten Wilſon, und 
unterjtrich die bisherige Tätigkeit des Völkerbundes und die fort⸗ 
ſchreitende univerſelle Sufammenarbeit, während Quinones de Leon 
(Spanien), der als einziges Ratsmitglied an der erſten und an der 
jetzigen Ratsſitzung teilnahm, die Bedeutung der vor drei Jahren 
mit dem Eintritt Deutſchlands erfolgten Erweiterung des Bölker⸗ 
bundsrats als ein beſonderes Zeichen der erzielten Fortſchritte auf 
dem wege zur Verwirklichung der internationalen Derjtändigung 
und der Friedens hervorhob. 

Auch diesmal wurde während der Natstagung die Genfer 
Atmoſphäre zu Einzelbeſprechungen über zwiſchenſtaatliche Pro- 
bleme ausgenutzt. Neben franzöſiſch⸗italieniſchen Vorbeſprechungen 
für die Londoner Seeabrüſtungskonferenz fanden zwiſchen dem pol- 
niſchen Außenminiſter Faleſki und Staatsſekretär v. Schubert Er- 
örterungen über die Auslegung einiger Beſtimmungen des deutſch⸗ 
polniſchen Liquidationsabkommens ſtatt, wobei eine weitgehende 
Abereinſtimmung feſtgeſtellt und der ſofortige Wiederzuſammentritt 
der Delegationen zur Fortführung der . 
lungen in Warſchau den beiderſeitigen Regierungen empfohlen wurde. 


Der deutſche Arbeitsmarkt im neuen Jahre. 


Das hinter uns liegende Jahr 1929 iſt für den Arbeitsmarkt 
kein leichtes geweſen. Schon der Auftakt war trübe: eine Kälte 
von ungewöhnlichem Ausmaß und ungewöhnlicher Dauer, deren 
Wirkungen weit in das Frühjahr hineinreichten; und auch während 
des übrigen Jahres ſichtbare Heichen einer Depreſſion. Das Niveau der 
Arbeitsloſigkeit lag durchweg höher 


als in dem — keineswegs be- ; f iti 
fonders günftigen — Jahre 1928, Die Arbeitslosigkeit inden 
deffen Arbeitsiofenziffern (an den  Wichtigsten Gewerbezweigen 
Unterſtützten gemeſſen) auch in E myHder 
den beiten Monaten — Juli, |Baugewerbe GOOI 


Ende des Monat: 
Auguft um 200000 bis 250.000 | 
Perſonen überſchritten wurden. 
— Diefer Unterſchied im Niveau 
der Arbeitsloſigkeit der beiden 
letzten Jahre, der bis zum Wiederbe⸗ 
ginn ae blieb, in be unge; 
fähr dem Unterſchied in der Zahl der 
vorhandenen Erwerbsfähigen über⸗ 
haupt. Die deutſche Wirtſchaft hat 
demnach nur ihren Beſchäftigungs⸗ 
ſtand halten können, iſt aber nicht 
in der Lage geweſen, den durch die 
Bevölferungsvermehrung bedingten 
Fuwachs an arbeitsfähigen Menfchen 
in die Produktion einzugliedern. 
Stillſtand alfo; und in einer wach 
fenden Dolfswirtfchaft ift Stillſtand C= 
gleichbedeutend mit Kückgang. 

Leider haben wir keine genügenden Unterlagen, um klar zu 
überſehen, inwieweit dieſem Stillſtand der Beſchäftigten auch 
ein Sillſtand der Produktion entſpricht. Soweit unſere — 
recht lückenhaften — Produktionsſtatiſtiken erkennen laſſen, hat auch 
die Produktion des Jahres 1929 ſich ungefähr auf der Höhe von 
1928 gehalten; ſelbſtverſtändlich mit großen Unterſchieden inner⸗ 
halb der einzelnen Wirtſchaftszweige: bei Kohle und Eifen beis 
e ein bemerkenswerter Anſtieg, in einigen fertig- 
nduſtrien (Tertilinduftrie) eine deutliche Abnahme. 

Erſt in den letzten Monaten hat der Abſtand der diesjährigen 
Arbeitsloſenkurve zur vorjährigen ſich mehr und mehr vermindert. 
mit rund 2 Millionen unterſtützten Arbeitsloſen (Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung und UMriſenunterſtützung) find wir in das neue Jahr 
hineingegangen. In der Arbeitsloſenverſicherung mit rund 1,77 Mil- 
lionen Unterſtützten war damit die Annäherung zum Vorjahre bis 
auf 70 000 Perſonen vollzogen, und etwa Mitte Januar dürfte fie 
völlig erreicht geweſen fein. Der Grund für dieſe zunehmende An⸗ 
näherung ift naturgemäß vor allem in den Witterungsver⸗ 
hä I tniffen zu ſuchen: einerſeits die ſtarke Kälte des Vorjahres, 
die einen weit über das ſaiſonübliche Maß hinausgehenden Druck 
auf den Arbeitsmarkt ausübte, andererſeits die bisher ſehr milde 
Witterung dieſes Winters, die in Überdurchſchnittlichem Maße eine 
Fortführung der Außenarbeiten erlaubte. Wenn dennoch recht er⸗ 
hebliche Steigerungen der Arbeitsloſigkeit auch in dieſem Winter 
zu verzeichnen waren (in der zweiten Dezemberhälfte in der Arbeits» 
er allein um fajt 350 000 Perſonen oder 24 v. H.), fo 
ijt das — abgeſehen von den Einwirkungen der weiter rückläufigen 
Konjunktur — dor allem darauf zurückzuführen, daß wir nicht in der 
Lage ſind, die Gunſt der Witterung in genügendem maße aus» 
zu nutzen. Das gilt beſonders für das Baugewerbe, deſſen 
entſcheidender Einfluß auf den Arbeitsmarkt ja allgemein bekannt 
iſt. Nicht techniſche, ſondern finanzielle Schwierigkeiten ſind es, 
die gegenwärtig das Baugewerbe in großem Umfange ſtillgelegt 
haben. Die Bedeutung, dſe dem Fehlen der erforderlichen Bau- 
kapitalien zukommt, zeigt fich beiſpielsweiſe darin, daß in dieſem 
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Jahre ſchon im November 50 v. H. der organifierten Bauarbeiter 
arbeitslos waren gegen 19 v. H. im Vorjahre. 

Don der Finanzſeite drohen denn auch die ſtärkſten Gefahren 
für die Entlaſtung des Arbeitsmarkts im kommenden Frühjahr. 
Vermutlich werden wir — wenn nicht die Witterung unerwarteter- 
weiſe noch völlig umſchlägt — mit einem nicht ganz ſo ungünſtigen 
Arbeitsmarkt in das Frühjahr hineingeben wie 1929. Don der Ge- 
ftaltung unſerer Kapitalverhältniffe aber wird es in erſter Linie 
abhängen, ob alsdann die weitere Abnahme der Arbeitsloſigkeit in 
einem Tempo und einem Ausmaß fortſchreitet, das eine wirkliche 
Entfaltung der produktiven Kräfte der deutſchen Wirtſchaft 


ermöglicht. Regierungsrat Dr. Hilde Oppenheimer. 


Die beruflichen verhältniſſe 
jugendlicher Hausgehilfinnen. 


Nach der Berufszählung vom 16. Juni 1925 waren von den 
insgeſamt im Haushalt tätigen 1525 587 Arbeitnehmern etwa ein 
Drittel Jugendliche, alfo unter 18 Jahre alt. Die Zahl der jugend- 
lichen Haushaltskräfte, die nicht in die häusliche Gemeinſchaft des 
Arbeitgebers aufgenommen ſind, alſo vor allem als „Tagmädchen“ 
beſchäftigt werden, hatte gegen 1907 ſich mehr als verdoppelt. Beide 
Fahlen ſind ſoziologiſch ſo bedeutſam, daß ein dringendes Intereſſe 
daran beſteht, Näheres über die tatſächlichen Berufsverhältniſſe der 
jugendlichen Hausgehilfinnen zu erfahren. Einige Anhaltspunkte 
gewährte die (hier im erſten Dezemberheft 1928 beſprochene) Er- 
gebung des Reichsarbeitsminifteriums'), Nunmehr liegen die Er- 
gebniſſe einer Sondererhebung über jugendliche 
Bausgehilfinnen vor, die im Gktober 1928 in einer Stadt 
von etwa 600 000 Einwohnern vorgenommen worden iſts). Sie ijt 
alſo örtlich begrenzt, aber inſoweit „lückenlos“, als dieſe Stadt die 
allgemeine dreijährige Berufsſchulpflicht durchgeführt hat und die 
Fragebogen von ſämtlichen 511 Schülerinnen der Haus- 
angeſtelltenklaſſen in der Berufsſchule ſelbſt ausgefüllt 
worden find. Die Auswertung iſt ſehr ſorgfältig und mit der ges 
botenen Dorficht insbeſondere dem Überblick und der Urteilsfähig- 
keit Jugendlicher gegenüber erfolgt. Die Berichterſtatterin ſieht die 
Beantwortung als durchſchnittlich recht gewiſſenhaft und daher das 
entſtandene Bild als im allgemeinen zutreffend an. 
zutage getreten iſt, iſt beachtlich genug. 

Das gilt ſchon für die allgemeinen Angaben: Am 
Arbeitsort beheimatet waren 47,2 v. H., von auswärts — offenbar 
überwiegend oder fogar vollzählig vom Lande — ſtammten 51,4 v. B. 
(bei den reſtlichen 1,4 v. 5. fehlte die Antwort). Don den 147 am 
Arbeitsort beheimateten Mädchen waren 58 v. H. Tag mädchen, 
die bei ihren Eltern wohnen, das find 27 v. H. der insgeſamt er- 
faßten Fahl. Die Frage nach dem Beruf des Vaters ergab 
bei 82 Arbeiter, bei 91 Handwerker, bei 22 kleiner Beamter, bei 
19 Landwirte, das find zuſammen 70 v. H. der Antworten, fo daß 
dieje Berufsgruppen als die typiſchen ſozialen Berkommensſchichten 
angeſehen werden können (25 v. Ñ, hatten keinen Beruf angegeben). 
Intereſſant ift, daß von den Müttern 141 früher ſelbſt Gaus- 
gehilfinnen geweſen waren (tatſächlich vielleicht noch mehr, da die 
Frage nach dem früheren Beruf der Mutter nur 205mal beant« 
wortet war). Die Berichterſtatterin — offenſichtlich eine ſehr gute 
Kennerin der Perhältniſſe — nimmt mit Recht an, daß diefe 
Mütter ihre Töchter doch wohl nicht in häusliche Dienſte hätten 
gehen laſſen, wenn fie diefem Beruf keinerlei gute Seite ab- 
gewonnen hätten. 

Dagegen ſcheint eine pofitive Einſtellung zum Beruf 
bei den Mädchen ſelbſt weit ſeltener zu fein: 90 (29 v. .), von 
denen über die Hälfte hauswirtfchaftliche Lehrlinge waren, jagen, 
daß ſie den Beruf „aus Intereſſe und Freude“ gewählt haben — da⸗ 
gegen 105, „um den Haushalt zu erlernen“, 35 auf Wunſch der Eltern, 
25 weil keine Mittel zur Erlernung eines anderen Berufs vorhanden 
find, 22 weil fie keine Lehrſtelle in Handwerk oder Handel fanden, 
10 weil ſie von Haus fort wollten. Mit dieſer Haltung ſtimmen 
die Fukunftspläne überein: nur 22 v. H. geben poſitiv an, 
daß fie im Beruf bleiben wollen, weitere 15 v. H., daß fie die Haus- 
gehilfinnenprüfung ablegen wollen, woraus vielleicht zum Teil 
wenigſtens auf eine Neigung zum Verbleiben geſchloſſen werden 
kann. Es mag fein, daß auch unter den 28 v. H., die hierzu keine 
Antwort gegeben haben, fich noch manche befinden, bei denen mins 
deſtens keine Abneigung dagegen beſteht. Jedenfalls geben 57 v. B. 
ausdrücklich an, daß fie den Beruf wechſeln wollen. Sehr bedent- 
lich ſtimmt auch, daß 126 Mädchen, davon 56 aus der Unterſtufe, 
bereits die Stelle gewechſelt hatten, davon 34 zweimal, 
10 dreimal, 2 ſogar viermal! Die Urſache für den Wechſel ſahen 
die Mädchen in 79 Fällen beim Arbeitgeber — 22 wegen zu vieler 
Arbeit, 16 wegen zu wenigen Lohns, 6 wegen Berufsſchulbeſuchs, 
11 wegen ſchlechten Effens oder unzuläſſiger Behandlung. Dierzig« 
mal iſt eigener Wunſch angegeben. 
13) Ogl. © eitsverhältniffe bei innen, J. u. 2. Aufl. 
PER 40e Senta, Bern a 429 der Hausgehilfinnen, 1. u 10 

3) Deranlaßt und dargeſtellt von der Berufsberaterin Johanna Er nſt in 
„Die Frau“ November 1929. 
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Nicht minder aufſchlußreich find die Angaben über die eigent- 
liche Geſtaltung des Arbeitsverhältniffes. Das Ausmaß 
der Arbeitszeit bzw. Arbeitsbereitſchaft ift über- 
wiegend recht bedenklich, ſelbſt wenn man mit der Berichterſtatterin 
mutmaßt, daß die Angaben nicht ganz zuverläſſig, daß vielleicht 
manchmal Ausnahmen verallgemeinert worden find. Eine Zeit bis 
zu 8 Stunden geben von insgeſamt 301 Antworten nur 22 (20 — 
die eingeklammerten Fahlen bedeuten Tagmädchen, die insgeſamt 
viel kürzer arbeiten) = 7 v. H. an, über 8—10 Stunden 25 (15 und 
I Lehrling) = 8 v. H., über 10—12 Stunden 36 (12 und 2 £ehr- 
linge) = 12 v. H. — dagegen über 12—14 Stunden 157 (34 und 
18 Lehrlinge!) = 46 v. J. und über 14—16 Stunden 81 (4 und 
14 Lehrlinge!) = 26 v. H. Danach hatten nahezu drei Viertel der 
Mädchen eine Arbeitsbereitſchaft von mehr als 12 Stunden. Daß 
ſich unter ihnen 32 von den insgeſamt 35 Lehrlingen befanden, 
wirft ein höchſt eigentümliches Licht auf die Auffaſſung dieſes Be⸗ 
griffs. Ruhepauſen während der Arbeit waren nicht angegeben, 
es war allerdings auch nicht geſondert danach gefragt. Nach dem 
negativen Ergebnis dieſer Frage in der oben erwähnten Erhebung 
des Reichsarbeitsminiſteriumss) kann das kaum als erheblicher 
Mangel der Umfrage bezeichnet werden. 

Günſtiger ift die Regelung der Freizeit. Don 282 Ant- 
worten über freien Sonntag gaben 69 v. H. jeden Sonntag- 
nachmittag oder ganzen Tag, 51 v. J. jeden zweiten Sonntag an. 
Einen freien Nachmittag in jeder Woche gaben 22 Mädchen an, in 
jeder zweiten Woche 2 und 7 weitere „wie es paßt“. - 

Aufſchluß über den Arbeits umfang geben außer den 
Seiten der Arbeitsbereitſchaft und der Freizeit die Angaben über 
die Große der Wohnung des Arbeitgebers: 1—2 Zimmer 
geben 29 an, 3—4 Zimmer 122, 5—7? Zimmer 98. Im übrigen 
geht es bis zu 15—30 Zimmern (dabei einige Heime), die 9mal 
angegeben werden. Die Frage nah der Zahl der Hause 
haltsmitglieder ergab in zwei Dritteln der Fälle 1—4 Per- 
jonen. In 50 v. H. der Haushalte find Kinder unter 14 Jahren 
feſtgeſtellt worden. Weſentlicher für die Abſchätzung des Arbeits- 
umfangs find die Angaben über ſonſt vorhandene Haus- 
haltskräfte: Köchin oder Hausmädchen werden 62mal ans 
gegeben, Stundenfrauen 28mal. Die wäſche wird 112mal ganz 
oder teilweiſe fortgegeben, 127mal mit Waſchfrau, mal ohne 
Waſchfrau gewaſchen. Insgeſamt ergibt fih, daß als Allein ⸗ 
mädchen, aber vermutlich mit Hilfe der Hausfrau, arbeiteten 
45 v. H., mit regelmäßigen oder gelegentlichen Hilfskräften 57 v. ., 
neben ſtändigem älteren Perſonal 15 v. H. (5 v. Z. haben nicht 
geantwortet). 

Recht unerfreulich find die Angaben über die Unter» 
bringung. Don 282 antwortenden Mädchen ſchliefen 85 (die 
ſchon erwähnten 27 v. H. Tagmädchen) zu Haus, von den in die 
häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen nur 77 innerhalb der 
Wohnung des Arbeitgebers, 120 dagegen in einer Manſarde. Man 
weiß, wie „wohnlich“ ſolche Räume meiſt auszuſehen pflegen, und 
es wirft ein grelles Schlaglicht, wenn ein Mädchen ſchreibt, ihr 
Schlafraum fei gleichzeitig Lagerraum des Geſchäfts, einer Obſt⸗ 
und Südfrüchtehandlung! 

Die Löhne betragen nach dem allgemein verbindlich erklärten 
Ortstarif für Hausangeſtellte unter 17 Jahren 18 M. monat- 
lich, dazu für Tagmädchen 24 M. Schlafgeld. Nach den Angaben 
der Mädchen erhielten 94 weniger als 18 M. Darunter befinden 
ſich allerdings die 55 Lehrlinge, für die offenbar der Tarif nicht 
gilt. (Geringere Entlohnung iſt an ſich verſtändlich — nur ver⸗ 
gleiche man hiermit die Arbeitszeiten!) Alſo waren auf alle Fälle 
59 Mädchen unter Tarif bezahlt. Bei den übrigen Löhnen — Höͤchſt⸗ 
ſatz 40 M. — erreicht keins der hierher gehörenden 66 Tagmädchen 
den ihr ortstariflich zuſtehenden Geſamtbetrag von 42 M. Da aber 
nach dem Schlafgeld nicht beſonders gefragt war, bleibt offen, in 
wie vielen und welchen Fällen es etwa nicht angegeben worden iſt. 
Es bleibt alſo nur der immerhin nicht ungünſtige Schluß, daß von 
insgeſamt 192 in die häusliche Gemeinſchaft auf⸗ 
genommenen Mädchen (ausſchließlich der Lehrlinge) 151 ge⸗ 
mäß Tarif (8) oder darüber — zum Teil beträchtlich, denn 44 von 
ihnen erhielten 25 M., 20 erhielten 30 M., 5 noch darüber — ent⸗ 
lohnt wurden. 

Alles in allem bietet dieſe Stichprobe überaus wertvolles 
Material, das gerade recht kommt in dem Augenblick, in dem die 
endgültige Geſtaltung des Hausgehilfengeſetzes bevorſteht. Dieſe 
Arbeitsverhältniſſe eines nicht unbeträchtlichen Teiles unſerer 
Jugend verdienen weiteſte Beachtung und verlangen in mehr als 
einer Hinſicht nach Derbefjerung. Gertrud Israel. 


Der Stand 


der franzöſiſchen Gewerkſchaftsbewegung. 

Die ſozialiſtiſche franzöſiſche Gewerkſchaftsbewegung zerfällt 
feit ihrer Spaltung im Dezember 1921 in einen freigewerkſchaft⸗ 
lichen und in einen kommuniſtiſchen Flügel, in den Allgemeinen 
Gewerkſchaftsbund (Confédération Generale du Travail oder 
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C. G. T.) und in den Dereinigten Gewerkſchaftsbund (Confede- 
ration Générale du Travail Unitaire oder C. G. T. U.). Die 
Stärke der C. G. T. wird von dieſer ſelbſt auf 800 000 Mitglieder 
angegeben einſchließlich 250 000 Beamten, die in Frankreich — 
entſprechend dem Grundſatz von der Einheit der Intereſſen aller 
Kopf- und Handarbeiter — nicht gefondert organiſiert find. Die 
Mitgliederſtärke der C. G. T. U. wird auf 500 000 beziffert. Neben 
diefen beiden Organiſationen beſteht noch der Chriſtliche Gewerk- 
ſchaftsbund (Confédération francaise des Travailleurs chrétiens; 
Mitgliederſtärke etwa 125 000), der fih hauptſächlich aus elſäſſiſchen 
Textilarbeitern, Eiſenbahnern uſw. zuſammenſetzt, ſowie die neu- 
trale Organiſation der Handels», Bank⸗ und Büroangeſtellten, die 
etwa 100 000 Mitglieder umfaßt. 

Die C. G. T. entſpricht in ihrem Aufbau und in ihrem Siele 
dem Deutſchen Allgemeinen Gewerkſchaftsbund. Ihre Mitglieder 
ſtehen den franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Parteien nahe, ſie gehört der 
Amſterdamer Gewerkſchafts internationale an. Die C. G. T. U. hat 
fih nach heftigen Kämpfen zwiſchen den ſyndikaliſtiſchen Anarchiſten 
und den ſyndikaliſtiſchen Kommuniſten im Jahre 1925 der Mos- 
kauer Internationale angeſchloſſen. 

Da die Zahl der erwerbstätigen Arbeiter und Angeſtellten 
in Frankreich rund 12 Millionen beträgt, iſt unter Abrechnung 
der Beamtenmitglieder demnach nur etwa der zehnte Teil aller fran⸗ 
zöſiſchen Arbeiter und Angeſtellten organiſiert. In Deutſchland 
gehört bereits jeder dritte Arbeiter und Angeſtellte einer Berufs- 
organiſation an. Im übrigen dürfte die offizielle Angabe der 
franzöſiſchen Gewerkſchaften über ihre Mitgliederſtärke auch noch 
übertrieben ſein. Die Gewerkſchaften geben ihren Mitgliederſtand 
nach dem höchſten Stand des Jahres an. Die erhebliche Fluktua⸗ 
tion der Mitglieder läßt den Durchſchnittsbeſtand jedoch tat⸗ 
ſächlich geringer erſcheinen. 

Die Schwäche der franzöſiſchen Gewerkſchaftsbewegung, die 
in den erwähnten Ziffern zum Ausdruck kommt, iſt in erſter 
Linie zurückzuführen auf den franzöſiſchen Individualismus, der 
weder ein . noch ein berufsſtändiſches Solidari- 
tätsgefühl im deutſchen Sinne kennt. Auch gewähren die fran- 
zöſiſchen Gewerkſchaften im allgemeinen nur geringfügige Arbeits- 
loſen⸗, Kranken, Witwen- und Waiſenünterſtützungen uſw. 
Sie ſind ihrem weſentlichen Charakter nach ausgeſprochene 
Kampforganiſationen. Ein großer Teil der Gewerkſchafts⸗ 
mitglieder ſchließt ſich der für ihn zuſtändigen Organiſation 
erft in dem Augenblicke an, in welchem eine größere Arbeits- 
ſtreitigkeit ausbricht, um nach deren Beendigung wieder auszu⸗ 
treten. Ein weiterer Anlaß für die Schwierigkeit der Organiſa⸗ 
tion der franzöſiſchen Arbeiterſchaft iſt in der ſehr ſtarken Ein⸗ 
wanderung zu ſehen, die ſchon 1914 rund 1% Millionen Aus- 
länder umfaßte, im Jahre 1926 bereits 3 Millionen. Unter ihnen 
befanden fih 800 000 Italiener, rund 500000 Spanier und Bel- 
gier, und über 500 000 Polen. Die Mehrzahl dieſer Einwanderer 
gehört der Arbeiterklaſſe an. Da fie ſchwer aſſimilierbar find, bilden 
fie ein beträchtliches Hindernis für die franzöſiſche Gewerkſchafts⸗ 
bewegung. 

Angeſichts dieſer Schwäche der franzöſiſchen Gewerkſchafts⸗ 
bewegung iſt es begreiflich, daß ihre gemäßigten Gruppen zur 
Arbeitsgemeinſchaft mit den Arbeitgebern neigen. Sie fordern 
den Ausbau des kollektiven Arbeiterrechts, die Einrichtung pari⸗ 
tätiſcher Arbeitsnachweiſe, den Abſchluß von Tarifverträgen, die 
Beteiligung an der Kontrolle von Arbeits vereinbarungen uſw. und 
bleiben damit auf der Linie deſſen, was auch in den übrigen 
Induſtrieſtaaten die zur Arbeitsgemeinſchaft bereiten Gewerk⸗ 
ſchaften gefordert haben oder noch erſtreben. Ihre Bereitwilligkeit 
zur Zufammenarbeit mit den Arbeitgebern wird auch aus ihrer 
intenfiven Mitarbeit in der internationalen Arbeitsorganiſation 
und im Wirtſchaftskomitee des Völkerbundes deutlich. Seit der 
Gründung des Internationalen Arbeitsamtes haben ſie ſich an 
allen internationalen ſozialpolitiſchen Konferenzen lebhaft beteiligt. 
Der Führer der C. G. T., Jouhaux, ift einer der eifrigſten Vor⸗ 
kämpfer der internationalen Sozialpolitik. 

Der ſchwerwiegendſte Grund für die Schwäche der franzö⸗ 
ſiſchen Gewerkſchaftsbewegung iſt jedoch in der Struktur der 
franzöſiſchen Bevölkerung und der franzöſiſchen Wirtſchaft zu 
jehen. Weil die franzöſiſche Bevölkerung nicht mehr wächſt, ift 
für jeden Franzoſen überreichlich Arbeitsgelegenheit vorhanden, 
weil der Grundbeji im weſentlichen aus kleinem und mittlerem 
Bauernland beſteht, das Gewerbe außer in Elſaß⸗Lothringen, 
Lyon und in Nordfrankreich überwiegend aus kleinen und mitt- 


leren Betrieben, kann der franzöſiſche Arbeiter mit dem Aufſtieg 


zur Selbſtändigkeit weit eher rechnen als der Induſtriearbeiter 
in irgendeinem anderen Lande der Welt. Die Gunſt der ſozialen 
Lage hält Hunderttauſende von Arbeitern und Angeſtellten vom 
Beitritt zu einem Berufsverband zurück. Immerhin kann der fran⸗ 
zöſiſche Gewerkſchaftsbund in den Städten einen erheblichen Auf- 
ſtieg buchen. Während er beiſpielsweiſe in Paris 1921 erft 
40 600 Mitglieder verzeichnete, konnte er 1927 ſchon 75 000 zählen. 
1929 betrug ihre Sahl bereits 100 000. 


Reg.⸗Rat Dr. B. Rauecker. 
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Das Weſen der Repräfentation unter beſonderer Berüd- 
fihtigung des Repräſentatipſyſtems. Von 
Dr. Gerhard Leibholz. Derlag Walter de Gruyter & Co., 
Berlin und Leipzig. 214 Seiten. Preis: 14 Rm. 


Um das gleich vorweg zu ſagen: es handelt ſich bei dieſem 


„Beitrag zur allgemeinen Staats⸗ und Verfaſſungslehre“ um ein 


ſtreng wiſſenſchaftliches Buch. Das Prinzip der Repräſentation ift 
indes für den Aufbau unſerer Verfaſſung und überhaupt für die 
Struktur unſeres öffentlichen Lebens von ſo tiefgehender Be⸗ 
deutung, daß auch eine theoretiſche Behandlung dieſes Themas 
praktiſchen Wert beſitzt. Kann doch ein der Geiſteswiſſenſchaft ent⸗ 
lehnter Weſensbegriff, wie der der Repräſentation, feiner Natur 
nach nicht ausſchließlich aus der politiſchen Wirklichkeit heraus 
erfaßt werden und ift gerade bei dieſem Gegenſtand die politiſche 
Prakis in beſonderem Maße auf die Erkenntniſſe der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Theorie angewieſen. 


In vorliegendem Buche find Merkmale und Funktionen der Res 
präſentation, ihre Entſtehung, ihr natürlicher Umfang und ihre 


Wirkung, ferner ihre Abgrenzung gegenüber den Nachbar: 
begriffen, weiter insbeſondere die Ausleſe, Legitimation und 
Stellung des Repräſentanten, kurz alle die wichtigen Einzel- 


probleme, die fih aus dem Thema ergeben, unter ſtarker Geran- 
ziehung der vorhandenen Literatur einer eingehenden und erſchöpfen ⸗ 
den Erörterung unterzogen. Dabei fallen manche intereſſante 
Schlaglichter auf das Weſen des modernen Parlamentarismus, der 
berufsſtändiſchen Vertretung — der der Derfaffer vom Standpunkte 
der Geſamtrepräſentation ablehnend gegenüberſteht — der Re- 
präſentation im Völkerrecht und ähnliche praktiſch bedeutſame 
Fragen. 

Auch wenn man den Standpunkt des verfaſſers in manchen 
Einzelheiten nicht teilt, ſo wird man doch e 15 


Blick in die Bücher 


das Buch eine verdienſtvolle Bereicherung und Ergänzung der Der- 
faſſungsliteratur über ein wichtiges Sondergebiet darſtellt. 


Die Ergebniſſe der Haager Konferenz. Kritiſche Darftel- 
lung der auf der Haager Konferenz getroffenen 
politiſchen und finanziellen Dereinbarungen. 
Don Profeſſor Dr. Friedrich Raab. Verlag Reimar Hob- 
bing, Berlin. 120 S. Preis: geb. 4 M. 


Seinem hier bereits beſprochenen Buch „Noung⸗Plan oder 
Dames-Plan?” (vgl. Jahrgang 1929 Nr. 17) hat Raab nunmehr eine Er- 
gänzung folgen laſſen. Das Buch iſt in gleicher Weiſe gegliedert wie das 
erſte. Es enthält einen darſtellenden und einen kritiſchen Teil und 
im Anhang ſämtliche Protokolle und Noten der erſten Haager Kon- 
ferenz. 


Wer fih mit der Reparationsfrage bzw. mit der Frage Voung⸗ 
Plan oder Dawes-Plan? beſchäftigt, wird vor allen anderen zu 
dieſen Darſtellungen von Raab greifen müſſen. Denn ſie vereinigen 
exakte Sachkenntnis und ruhiges, auch kritiſches Urteil in einem 
Ganzen. Auch hier wieder kommt Raab zu dem Schluß, daß unter 
den in der bereits erwähnten Beſprechung betonten Dorausſetzungen 
die Annahme des Noung-Planes als das kleinere Übel zu betrachten 
ift. Wir möchten auch dieſes Ergänzungsbuch von Raab nachdrück⸗ 
licht empfehlen. Denn es bietet ohne Zweifel die Möglichkeit einer 
ſachlichen Diskuſſion über die ſchwebende Streitfrage: Houng-Plan 
oder Dawes-Plan?, ohne auf ein klares Urteil zu verzichten. Aber 
auch als Quellenſammlung und Handbuch ift es unentbehrlich für 
jeden, der ſich — einerlei ob zuſtimmend oder ablehnend — mit den 
ſchwebenden Fragen der Reparationspolitik befaßt. Hier hat er 
alle Grundlagen und Unterlagen für die Erörterung knapp und klar 
beieinander. Raabs Kompendium ift das Handbuch zur Repara⸗ 
tionsfrage. S. 


Richard Dehmel / Don Dr. Gans Hartmann. 
Zum zehnten Todestag des Dichters, am 8. Februar 1930. 


Lyrik und Weisheit — fie haben ſich in Richard Dehmel in 
einer ſeltenen, einmaligen Weiſe vermählt. 

Aber es iſt nicht Gedankenlyrik, die er uns gibt; es ijt Sebens- 
lyrik, Ausdruck erlittener Vorgänge und erfahrener Höhen. All fein 
Werk war das Ringen um den reinſten Ausdruck deſſen, was ge⸗ 
ſchehen war: tauſendfach erlebter Liebe, des neuen Sufammen- 
langes von Landſchaft und Menſch, der leiſen 
und tieferen kleinen Erkenntniſſe, wie ſie ihm 
aus dem aufmerkſam gelebten Alltag und den 
prophetiſch geſehenen Ereigniſſen der Seit ent⸗ 
gegenwuchſen. 

Daß Dehmel immer neu verſuchte, die Inhalte 
ſeines Lebens reif und ohne Dämpfung auszu⸗ 
ſprechen, das machte ihn zum faſt unbeſtritte⸗ 
nen Fürſten der Lyrik zu Anfang des Jahrhun⸗ 
derts. Es waren dann eben nicht mehr nur die 
Inhalte ſeines Lebens, die er ausſprach, fon- 
dern die Inhalte des Lebens Überhaupt, wie fie 
jeder wahre und tätige Menſch erfahren kann. 
Er entzog ſeinen Erlebniſſen den Charakter des 
Jufälligen und Unweſentlichen; er ſtrebte ins 
Allgemeine; in einer Art unerſättlicher Lebens⸗ 
gier wollte er alles erfahren, was man nur er- 
fahren kann: aber nicht, um es ſatt und zu⸗ 
frieden in die Scheuern feines Lebens ein⸗ 
zufahren, ſondern um es mit dem Stempel des 
Gültigen und dem Stachel der immer neuen Ver- 
pflichtung zu formen — zu formen in die Welt 
bildneriſcher Kräfte und Klänge. 

Bei dieſem ſeinem Wege mußte er dem großen 
Anreger, Ferſtörer und Erbauer Friedrich Nietzſche begegnen. Wie 
ein Blitzlicht fällt auf ſein inneres Verhältnis zu ihm ſein Wort: 
„Seine Pfychologie ijt von weſentlich anderer Art als die meine; 
er ijt ein zweifelnder Zergliederer gewohnter Seelenregungen, ich 
bin ein gläubiger Zufammengliederer ungewohnter.“ 

Dehmel will nicht Kritifer fein, ſondern Schöpfer. All feine 
großen Begegnungen: mit Strindberg und Liebermann, mit Gerhart 
Hauptmann und Guſtav Landauer zeigen es. Er will in allen 
menſchlichen Dingen das zum Vorſchein bringen, was man noch 
nicht geſehen, noch nicht ausgedrückt hat. In ſolchem „Fu- 
ſammengliedern“ entſteht neue Welt, wird ſchöpferiſches Leben. 


Die feinſten ſeeliſchen Schwingungen werden ebenſo erfühlt wie die 
großen Klüfte des Seins, die Wehmut einer Abendlandſchaft ebenſo 
wie das furchtbare Leid des titaniſchen Menſchen. 

In den „Verwandlungen der Venus“ und in „Weib und Welt“ 
wird die Welt, wie ſie ſich in der Frau offenbart, bis in alle Be⸗ 
reiche erfahren, jedes Dunkel wird erhellt; jede nur mögliche Be⸗ 
ziehung zwiſchen „gwei Menſchen“ wird in dem 
großen Hauptwerke, das eben dieſen einfachſten 
Namen „Zwei Menſchen“ trägt, ausgedeutet, 
ausgekoſtet. N 

Trennt fo den lpriſchen Dichter eine Welt von 
dem großen Wegbereiter Nietzſche, fo find fie doch 
mehr verwandt als fie glauben; und zwar da, wo 
es fih um die Zukunft, um die Verwirklichung 
eines Beſſeren handelt. Sie können ſich ja beide 
nicht abfinden mit einer Welt leergewordener 
Formen mit ausgeleierten Bahnen, in der keine 
frohe Gegenwart, kein reiner Klang mehr ift. 
Sie ſuchen den Meſſias, den übermenſchen. 
Dehmel faßt dies Sehnen in die Worte: 

„Jeder, der den Meſſias erwartet, wenn er 
nur nicht faul die Hände in den Schoß legt, fon- 
dern ihm kräftig den Weg bereitet, iſt ſchon jel- 
ber der, der da kommen ſoll.“ Nicht alſo in 
Form eines fernen konſtruierten Idealbildes, das 
allen glühenden Lebensdurſt in abſtrakte Philo- 
ſophie verwandelt, verwirklicht ſich für Dehmel 
der höhere Menſch, ſondern im Kampf des Lebens 
mit dem Schickſal ſelbſt, das aus dunkel⸗trieb⸗ 
haftem Grunde das Beſte heraufholt und zum 


einer Welt entfaltet. — So lautet das Motto 


Reichtum 
auf dem Bucheinband der erſten Ausgabe von „Weib und welt“: 


„Erſt wenn der Geiſt von jedem Zweck geneſen 
Und nichts mehr wiſſen will als ſeine Triebe, 
Dann offenbart ſich ihm das weiſe Weſen 
Derliebter Torheit und der großen Liebe.“ 
Dehmel hat es geſagt, und er hat es gelebt: ein aus der Liebe 
geſtaltetes Leben wird ſelbſt zur höchſten Weisheit. In ihm ſind 
Wahrheit und Dichtung zur höheren Einheit geformt. 
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Geſchäftliche Mitteilungen. 


Nach ſonnigen Geſtaden und heiligen Ländern. Während die Hamburg Sud 
durch ihre modernen Motorſchiffe in den letzten beiden Jahren je vier Mittelmeerreiſen 
ausführen ließ, die ſich beſter Beteiligung erfreuten, mußte ſie ſich infolge der ſtarken 
Nachfrage nunmehr entſchließen, ihren Fahrplan im kommenden Fahre auf insgefamt 
ſechs Mittelmeerreiſen zu erweitern, die folgendermaßen beabſichtigt ſind: 

1. Von Hamburg am 22. März über Liſſabon, Cadiz (Sevilla), Málaga, (Granada), 
Ceuta, (Tetuán), Palma de Mallorca, Palermo, Neapel, am 8. April an Genua. — 
Mindeſtfahrpreis RM. 240,—. 

2. Don Genua am 15. April über Neapel, Tunis, Malta, Konſtantinopel, Phals ron, 
(Athen), Corfu, Cattaro, am 50. April in Venedig — Mindeſtfahrpreis RM. 280, —. 

5. 3. Von Venedig am 4. Mai über Cattaro, Corfu, Beirut, (Syrien), Haifa (Paläftina), 
Port Said (Agypten), Neapel, am 26. Mal an Genua. — Mindeſtfahrpreis RM. 280,—. 

4. Don Genua am 4. Juni über Palma de Mallorca, Tunis, Tripolis, Malta, Corfu, 
Eattaro, Naguſa, am 18. Juni an Venedig. — Mindeſtfahrpreis RM. 240,—. 

5. Don Venedig am 2. Juli über Corfu, Phalsron (Athen), Konſtantinopel, Malta, 
Tunis, Palermo, Neapel, am 19. Juli an Genua. — Mindeſtfahrpreis NM. 280, —. 

6. Von Genua am 22. Juli über Barcelona, Palma de Mallorca, Ceuta, Tetuán, 
Malaga, (Granada), Cadiz, (Sevilla), Liſſabon, am 6. Auguft in Hamburg. — 
Mindeſtfahrpreis RM. 240,.—. 

Die zweite, dritte und fünfte Reife führt nach Aſten und Nordafrika, fo daß in 
der Zeit von drei Wochen der Touriſt in drei Weltteilen geweſen iſt. Keine Gegend N 


der Welt bietet dem Reifenden derart bunte und ftets wechſelnde Eindrücke, wie die 
ieee en des Mittelländiſchen Meeres. Nirgends auf bdieſem Planeten ‚ob die MITTELMEERREISEN 
en ſchen und religlöſen Erinnerungsftätten fo zahlreich und für die Geſchichte der 

i? heit bedeutſam, wie an den Geſtaden des Mittelmeeres. Hinzu kommt noch 1930 


K 


das bunte Voltsleben in den Anlaufhäfen und dle ſubtropiſche Vegetation, die den 
Mittelmeerländern einen beſonderen Reiz verleiht. 
Auskunft über vorſtehende Fahrten und Proſpekte find erhältlich bei der Hamburg- 


Süd, Hamburg 8, und ihren Vertretungen. FAHRPREIS VON 
Thüringen ſteht in der Herſtellung von Pflaumenmus auf beſonderer Höhe. RM 240 NN 

Es wird aber auch faſt in jedem Haufe dieſer köſtliche Brotaufſtrich gekocht ; und ACH 

, Duft mit Sehagen aufı Gin WIES gar. REISE 1 22. MARZ- 8 APRI 

en ſchönen aromatijchei a us-Duft mit Behag f. 2 A 2 L 

{i f „ U b Zucker, I t bis nz Oeutſchland x 

else el Pflaumenntus-Sabeit Gio Niller, Gatsten L Alt. Siehe Anzeige auf REISE I 13. APRIL- 0 APRIL 

der letzten Seite dieſer Nummer, REISE II 4 MAI á 26 MAI 

Abstehende hren Desund und nahrhaft REISE V 4. JUNI - 18 JUNI 
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Vereinigte 
Krankenversicherungs -Aktlengeselischait 


(vorm. Gedevag, Kosmos und Selbsthlife) 


Aktienkapital 5 Mill. RM, Reserven über 4 Mill. RM, 
Versichertenbestand über 430 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbeteillgung! 

Vertragsgesellschaft vieler großer Verbändel 

Vollständig frele Arztwahl! / keln Krankenschein und kelne 

Krankmeldung! / Kelne ärztliche Untersuchung bel der Auf- 

nahme! / Hohe Leistungen bel Arzt-, Arznel-, Operatlons- 
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Wochenhilfe! 
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Hohes Sterbegeld! 
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. Die Hugenbergsche Bewegung gegen den Youngplan, 
. Tirol und Schweiz als Paßstaaten. 
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Die wichtigsten Produktionsgebiete der Welt (Autarkie). 
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: Großbanken. 
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Wohnungsbaues, 


Der Heimatdienft 


Thür. Pflaumenmus 


garantiert reine zuckerge- 
süßte, feinste Qualität, 
10-Pfd. Eimer Mk. 4,25, ab 
hier Nachnahme. 


Otto Ritter, Schkölen in 
Thür.136, Pflaumenmusfabr, 


Selbst 


Greise 


lernen 


Klavierspielen 


in 2-3 Monaten korrekt nach 
Noten, jedoch fabelh. leichte 
Erlernung. Alles überragende 
Erfindung eines blinden Mu- 
sikers. Prospekt Nr. E 3 
sofort kostenlos durchVerlag 
T. Isler, Lörrach-Baden. 


Honig 


Ehe Sie kaufen, fordern 
Sie bitte unser Angebot 
u.Gratismuster. Versand 
in Postkolli. Echtheit 
behördlich überwacht. 
Beste Belieferung ver- 
bürgen 1929 eingegan- 
gene 2189 freiwill. Aner- 
kennungen u. 1921 Nach- 
bestellungen in 1 Monat. 
Grossimkerei 
u. Honighandlung 
Robert Isterheil, 
Ebersbach 131 (Sa.). 


liefern wir seit 1884 dir. ab unserer Fabrik 


Oberbetten, 


Unterbetten, Plumeaus 
und Kissen, Bettfedern 
und Daunen 
streng vertraulich, ohne Anzahlung gegen 
9 Monate Ziel und monatliche Raten. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
troffener Wahl besonders angefertigt. 
Minderwertige Ware 
tühren wir nicht 


Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 

1. Über 400000 Kunden In mehr als 
10000 Orten. 

2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 

3. Viele Kunden schreiben, daß 
soleh gute Beiten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nicht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 


Köln 149, Trierer Straße 13. 
Größtes Spezialgesehäft Deutschlands. 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


Fabrik von Berlepsch'scher 


NISTHÖHLEN|Taifelbutter 


HERM. SCHEID, BÜREN 
(WESTF.) KUNERSDORF |a. pasteurisiertem Rahm, 


Allerfeinste Oldenburger 


(Markenbutter) preisgekrönt 


b. Frankfurt (Oder). versendet täglich frisch in 


Aktien-Ges., Berlin-Schöneberg, 


Zuschriften nur Postpak. von 6 und 9 Pfd. 


Innsbrucker Straße 31 


Fernruf: G 1 Stephan 6512-6517 


Betten BRIEFMARKER! 


DAOOOOOOOOOOO 
FFF 


und prächtige Blumen 


nach Büren (Westf.). Ein- 
zige Firma, die nur streng 
z nach Vor- 

schrift und 
unt. direk- 
ter Kon- 
trolle des 
Frhm. v. 
Berlepsch 
arbeitet. 


Inh. in 1-0d.% Pfd.-Stücken 
verp. geg. Nachnahme z. 
Tagespreis 
Erste Butjadinger Molkerei 
Gen. Ruhwarden 18. (Oldbg.) 


Bitte 


nehmen Sie bei 


ee mit 500 eiii Fa Anfragen und Be 
Schlafzimmer, Kinderbett, | | Auswahlhefte jeder Art mit sehr billigen Preisen Satalog mit itb, reisliste - 
Polster,Stahlmatr.‚Chaise- | | stehen ernsthaften Sammlern gern zur. Verfügung. toitenfrei von Ablerfant- auch über stellungen aufden 
KH nes a. een Bestellen Sie meine Auswahlhefte.|| Samenzucht, Erfurt 8 2 ee „Heimatdienst« 
zi u! 232 . 
Eisenmöbelfahrik Suhl, Th, —.. 2. M> Hoelhästraße 2, OOO0000000000 kostenlos, Bezug. 


rechnet. Er weiß, daß er in jedem 
Kreditgeschäft, auch in den sogen. 
„Beamten-Unternehmungen“ hohe 
Aufschläge für Zinsen, Verwaltungs- 
kosten und Verluste mitbezahlen muß, 
die durch schlechte Zahler entstehen. 
Der denkende Beamte 


kauft seine Kleidung 


daher im führenden Spezialhaus, das 
durch Eigenfabrikation, Barverkauf 
und Riesenumsatz alle Einkaufsvor- 
teile vereinigt, kurz, er kauft bei 


Leineweber 


Berlin C Köllnischer Fischmarkt 
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